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Vom Modellversuch zu einer neuen
Finanzverfassung?
Der lange Weg zur Autonomie der Hochschulen

Die Reform zur Einführung von Globalhaushalten für die Hoch-
schulen in der Bundesrepublik Deutschland hat in den letzten
Jahren deutliche Fortschritte gemacht. Allerdings sind die Ent-
wicklungen in den einzelnen Bundesländern sehr verschieden.
Es gibt unterschiedliche Möglichkeiten der Flexibilisierung und
Rücklagenbildung, der Definition der neuen Zuschusstitel und
differenzierte Meinungen zu der Frage, in welchem Verhältnis
zueinander Grundausstattung, leistungsbezogene Zuweisung
und Mittel für Strukturentwicklung stehen sollen.

Gemeinsam ist allen Bemühungen, den Entscheidungsspielraum der Hochschulen und
ihrer Fachbereiche zu erhöhen und einen effizienteren Mitteleinsatz sicherzustellen. Mit
den erweiterten Möglichkeiten des Haushalts gehen die Implementierung der Kosten- und
Leistungsrechnung, der Abschluss von Zielvereinbarungen und Controllinginstrumente
einher. 

Es wäre allerdings verfehlt, in  diesen Errungenschaften eine echte Finanzautonomie zu
sehen, da es sich in Wahrheit um eine Haushaltsflexibilisierung handelt, die auf der ope-
rationalen Ebene besteht. Nach wie vor übt der Staat kraft seiner Budgetverantwortung
den entscheidenden Einfluss aus. Die Möglichkeiten der Hochschulen, eigene Finanzquel-
len zu erschließen oder etwa selbstständig Studiengebühren zu erheben, sind demge-
genüber nicht vorhanden oder begrenzt. 

Notwendig für die Zukunft ist Folgendes: Unter der Prämisse, dass es in Bezug auf den
erreichten Stand der Weiterentwicklung oder Abschaffung des alten kameralistischen
Systems kein Zurück mehr geben darf, sind Autonomiezuwächse im Bereich der gesam-
ten Vermögensverwaltung und bei den Investitionen ebenso wie im Personalbereich oder
im Liegenschaftsmanagement unabdingbar. Denn nur so kann der eingeschlagene Weg
zu mehr Autonomie, der im Universitätsalltag durch neue Richtlinien oder Genehmi-
gungsvorbehalte immer wieder gebremst wird, glaubwürdig fortgesetzt werden. Dazu
gehört auch, die Eckpunkte eines globalisierten Haushalts – im Gegensatz zu den derzeit
oft nur temporären Erlassregelungen – auf eine  hochschul- und verfassungsrechtlich so-
lide Basis, eine neue Finanzverfassung, zu stellen. Eine solche Reform wäre nicht nur for-
maler Natur, sondern würde unterstreichen, dass Wissenschaft und Forschung hohe Pri-
orität genießen.

Es bleibt die spannende Frage, ob die Politik der Bildung diesen Stellenwert auch zu-
erkennt und einen verlässlicheren Rahmen schafft. 

Johannes Neyses
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D O P P E L K A R R I E R E N

Die beruflichen Chancen des Ehepartners sind für
Wissenschaftler ein wichtiges Entscheidungskriterium
bei der Stellensuche.

Foto: Eric Lichtenscheidt

BONN. Es muss endlich ein ganz norma-
les Thema werden – raus aus der Tabuzo-
ne, aus dem Verdacht der Vetternwirt-
schaft: Wenn hoch qualifizierte Wissen-
schaftlerpaare an derselben Hochschule
arbeiten wollen, kommen sie hierzulande
nicht weit. Berufungskommissionen ma-
chen dicht, kreative, unkonventionelle
Lösungen sind nicht in Sicht. Ein Fehler
mit langfristigen Folgen: Denn bei dem
Bemühen um Karrierepaare geht es weni-
ger um Gefühl, als um schlichtes, nüch-
ternes Kalkül. Wer im weltweiten Wett-
streit um die Topforscher die Besten an
seine Hochschule locken will, darf deren
private Bindungen nicht außer Acht las-
sen. Sonst sind Rufabsagen keine Selten-
heit. Dass die deutschen Hochschulen ei-
niges ändern müssen, wurde auf der Ta-
gung „Doppelkarriere-Paare“ im Bonner
Wissenschaftszentrum deutlich. 

Erstmals hatten die Deutsche Forschungs-
gemeinschaft (DFG) und der Stifterverband
für die Deutsche Wissenschaft Rektoren,
Kanzler, Gleichstellungsbeauftragte und
Betroffene eingeladen, sich mit diesem ak-
tuellen Thema auseinanderzusetzen und
Lösungsansätze zu diskutieren.

„Ein Kind wollen wir Ihnen gönnen, sonst
werden Sie noch schrullig“, musste sich die
Bonner Professorin Una Röhr-Sendlmeier
anhören. „Aber im Grunde passten für viele
Kollegen die beiden Rollen Mutter und Wis-
senschaftlerin nicht zusammen“, erinnert
sich die Leiterin der Abteilung Entwick-
lungspsychologie und Pädagogische Psy-
chologie der Friedrich-Wilhelms-Univer-
sität. Aber nicht nur ihre drei Kinder wurden
kritisch beäugt, auch die Tatsache, dass ihr
Mann einen Lehrstuhl für Kommunikations-

wissenschaft an der Technischen Univer-
sität (TU) Berlin hat, sie aber in Bonn bleibt,
erzeugt Misstrauen: „Wie kann die Frau das
alles schaffen?“ „Wir sind glücklich, dass
jeder von uns selbstständig forschen und
lehren kann“, betont die Wissenschaftlerin.

Sicherlich sei es für die Familie erstrebens-
wert, an einem Ort zu leben, sich aber an
der Uni des Ehepartners zu bewerben, sei
heutzutage im Grunde aussichtslos, da so-
fort der Verdacht des Nepotismus erhoben
würde. „Die Tatsache, dass wir verheiratet
sind, ist ein Nachteil“, sagt Una Röhr-
Sendlmeier ärgerlich. Von solchen und
ähnlichen Erfahrungen berichteten etliche
Tagungsteilnehmer. Ein typisches Beispiel:
Wenn sich die Frau eines Lehrstuhlinha-
bers auf eine C4-Professur an einer ande-
ren Hochschule bewirbt, hat sie kaum
Chancen. Denn die Berufungskommission
unterstellt, dass die Bewerberin nicht ohne
ihren Partner einem Ruf folgen würde.
„Frauen haben auch deswegen Nachteile,
weil sie meist hoch qualifizierte Partner
haben, die ihre eigene Karriere verfolgen“,
beobachtet Nobelpreisträgerin Professorin
Christiane Nüsslein-Volhard. Beiden eine
Perspektive an einer deutschen Hochschu-
le zu schaffen, ist so gut wie unmöglich.

Geradezu Exot unter den Exoten ist das
Professoren-Ehepaar Maria Leptin und Jo-
nathan Howard. Beide bewarben sich pa-
rallel um zwei Professuren der Kölner Uni-
versität und arbeiten jetzt als Abteilungslei-
ter am dortigen Institut für Genetik, nach-
dem die vierköpfige Familie jahrelang zwi-
schen Tübingen und Cambridge hin- und
hergependelt ist. Das Paar lobt die interna-
tionale und unkonventionelle Atmosphäre
Kölner Instituts.

So sind Top-Leute zu gewinnen
Wenn Forscher-Paare Karriere machen – 
Aktive Rekrutierung der Hochschulen gefordert

Wenn sich die Frau eines Lehr-
stuhlinhabers auf eine Pro-
fessur an einer anderen Hoch-
schule bewirbt, hat sie kaum 
Chancen. Denn die Berufungs-
kommission unterstellt, dass die 
Bewerberin nicht ohne ihren 
Partner einem Ruf folgen würde. 
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„Wer gute Leute gewinnen will, muss sich
um sie bemühen“, sagt Jonathan Howard
und geht mit der „arroganten und unfreundli-
chen Art“ von Berufungskommissionen hart
ins Gericht: Während ein Bewerber in
Deutschland fast schon dankbar sein müsse,
einen Probevortrag halten zu dürfen, vermit-
telten amerikanische Hochschulen ihren Kan-
didaten, dass sie an der Person wirklich in-
teressiert sind. Warm und herzlich sei der
Kontakt – ein psychologischer Faktor, der
nicht zu unterschätzen sei. Das kann die Bie-
lefelder Historikerin Ute Frevert bestätigen.
Sie erhielt einen Ruf nach Yale und überlegt
nun mit ihrem Mann, Ulrich Schreiterer, und
den drei Kindern, wo die Familie leben will.
Ihrem Mann, der im Wissenschaftsmanage-
ment tätig ist, hat die US-Spitzenhochschule
bereits einen interessanten Posten angebo-
ten. Das hat Gewicht. Wie die Untersuchung
„Brain Drain – Brain Gain“ des Stifterverban-
des verdeutlicht, spielen für über 70 Prozent
der befragten deutschen Forscher im Aus-
land gute berufliche Möglichkeiten des Part-
ners sowie gute Kinderbetreuung eine ent-
scheidende Rolle bei der Wahl ihres Lebens-
mittelpunktes. „Die so genannten weichen
Faktoren sind eben durchaus harte Fakto-
ren“, hebt Heide Radlanski vom Stifterver-
band hervor. Wer deutsche Wissenschaftler
aus dem Ausland zurückgewinnen will, darf
die familiären Faktoren nicht übergehen.

Von Nordamerika erhofften sich die Tagungs-
teilnehmer Anregungen. Dort ist das Thema

„Dual Career Couples“ sehr akut, wie Profes-
sorin Maresi Nerad von der University of
Washington berichtete. 20 Prozent der Hoch-
schulen versuchen mit einer offiziellen Poli-
tik oder informell, dem Partner des Kandida-
ten Karrierewege zu eröffnen. Die Finanzie-
rung teilen sich die Uni-Leitung und die be-
troffenen Fakultäten. 

Anreize schaffen und aktive Rekrutierung,
das sind Leitworte, die Manfred Erhardt, Ge-
neralsekretär des Stifterverbandes, in die-
sem Zusammenhang stärker in die deut-
schen Hochschulen tragen will. Denkbar
wäre ein Förderprogramm für diejenigen
Hochschulen und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen, die sich aktiv und
offen um die „Dual Career Couples“ be-
mühen.

„Wir müssen uns erneut mit der Abschaf-
fung der Altersgrenzen auseinandersetzen“,
betonte DFG-Präsident Ernst-Ludwig Win-
nacker. Als Angebot für Doppelkarriere-
Paare sieht er unter anderem ortsunabhän-
gige Förderangebote, das heißt: Stipendien,
die es ermöglichen, den Arbeitsort des Part-
ners zum eigenen Forschungsstandort zu
machen. Konkrete Schritte hat die Hum-
boldt-Uni Berlin eingeschlagen. Ihr Präsi-
dent Jürgen Mlynek: „Wir haben einen Be-
rufungsleitfaden entwickelt, damit das The-
ma „Doppelkarrieren“ frühzeitig von der
Kommission angesprochen wird.“

Uschi Heidel

„Wer gute Leute gewinnen will, 
muss sich um sie bemühen“, sagt 
Jonathan Howard und geht mit 
der „arroganten und unfreund-
lichen Art“ von Berufungs-
kommissionen hart ins Gericht: 
Während ein Bewerber in 
Deutschland fast schon dankbar 
sein müsse, einen Probevortrag 
halten zu dürfen, vermittelten 
amerikanische Hochschulen ihren 
Kandidaten, dass sie an der Per-
son wirklich interessiert sind.
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ESSEN. Wie viel lässt sich Deutschland die
„systematische, schöpferische Arbeit zur Er-
weiterung des vorhandenen Wissens“, also
Forschung und Entwicklung (FuE), kosten?
Bund und Länder geben gut 16 Milliarden
Euro im Jahr aus. Die Wirtschaft investierte
im vergangenen Jahr weitere 45 Milliarden,
wie der Stifterverband für die Deutsche Wis-
senschaft nach internationalen Vergleichskri-
terien ermittelte. Insgesamt haben die FuE-
Aufwendungen einen Anteil von 2,5 Prozent
am deutschen Bruttoinlandsprodukt. Sie lie-
gen mithin über dem Durchschnitt in der Euro-
päischen Union von zwei Prozent, aber noch
deutlich entfernt von den magischen drei, mit
denen die Gemeinschaft bis 2010 zum welt-
weiten Technologieführer werden will. 

Auf dem Weg an die Weltspitze in der Techno-
logieentwicklung kommt Deutschland allemal
schleppend voran. Die Aufwendungen des
größten Geldgebers, der Wirtschaft, sind sta-
bil und weisen nur ein kümmerliches Wachs-
tum auf. Es soll im laufenden Jahr bei einem
Prozent liegen, im vorigen waren 1,7 zu ver-
zeichnen. Mit solch geringen Steigerungen
„flacht die Innovationsdynamik der deutschen
Wirtschaft ab“, bemerkt der Generalsekretär
des Stifterverbandes, Manfred Erhardt. Schuld
sei die Weltkonjunktur, aber auch der „Re-
formstau“ hierzulande. Das ist umso dramati-
scher als die Staatsquote an der gesamtwirt-
schaftlichen FuE schon seit den achtziger Jah-
ren stetig abnimmt. Das beweist eine Untersu-
chung des Zentrums für Europäische Wirt-
schaftsforschung (ZEW) im Auftrag des Bun-
desforschungsministeriums. Der öffentliche
Anteil betrug 1995 noch 37 Prozent und liegt
heute lediglich bei knapp einem Drittel. 

Speziell an der Unternehmens-FuE beteiligt
sich der Staat mit acht Prozent Förderung 

(2,6 Milliarden Euro). In den USA liegt diese
Quote bei 12 Prozent und auch in Frankreich
und Großbritannien ist sie höher als in
Deutschland. Das hängt freilich nicht zuletzt
mit der florierenden Rüstungsforschung in
diesen Ländern zusammen. Aber auch in
Schweden ist der Steuerzahler an FuE der
Wirtschaft stärker beteiligt als der deutsche. 

Das Staatsprinzip Geiz ist schlicht unproduk-
tiv. Mehr Großzügigkeit könnte – so lehrt die
Erfahrung – Wunder wirken. Denn auf jeden
Euro von „Vater Staat“ legen die forschenden
Firmen hierzulande mehr als einen weiteren
Euro drauf. Und jedes sechste Industrieunter-
nehmen beteiligt sich daran. Träger dieser
Breitenwirkung sind oft Forschungsverbünde
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft. In der
Fertigungstechnik, der Informatik, der Mikro-
systemtechnik und der Materialforschung
werden praktisch ausschließlich solche Ko-
operationen vom Staat unterstützt. Allemal
nutzen die Partner aus Wissenschaft und
Wirtschaft die Steuerzuschüsse für grundla-
genorientierte und besonders risikoreiche
Projekte. 

Der Löwenanteil der Steuermittel für FuE,
mehr als 13 Milliarden Euro in diesem Jahr,
fließt in die Universitäten und andere öffentli-
che Einrichtungen wie die Deutsche For-
schungsgemeinschaft, die Max-Planck-Gesell-
schaft, die 15 Großforschungsanlagen der
Helmholtz-Gemeinschaft und die achtzig Insti-
tute der Leibniz-Gemeinschaft. Deutliche Mit-
telaufwüchse sind schwerlich drin, wie sich
im Gerangel um den Etat des Bundesfor-
schungsministeriums für 2003 gezeigt hat. Es
gilt das deutsche Ehrenwort gegenüber der
Europäischen Union, die öffentlichen Haushal-
te bis 2004 ins Gleichgewicht zu bringen. Im
nächsten Jahr hat die Wissenschaft also kaum

Geldgeber Wirtschaft zögert
Innovationsdynamik Deutschlands flacht ab – Mehr Selbststeuerung
in der Wissenschaft könnte helfen

F O R S C H U N G  &  E N T W I C K L U N G

Öffentliche und private Forschungsförderung stehen in
einem engen Bezugsrahmen. Eine Rücknahme staat-
licher Unterstützung bremst das Engagement auch
aufseiten der Wirtschaft.

Foto: Archiv
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bessere Karten. Dann läuft etwa auch das Geld
für das „Nationale Genomforschungsnetz“
aus, das seit 2001 mit 182 Millionen Euro aus
UMTS-Mitteln aufgebaut wurde. 

Nicht weniger enttäuscht sehen sich Spitzen-
kräfte an Helmholtz-Forschungszentren in
Hamburg, Jülich oder Berlin, nachdem sie ihre
Vorstellungen von neuen Großgeräten offen-
bart haben. Sieben von neun Vorhaben schob
der Wissenschaftsrat kürzlich erst mal auf die
lange Bank. Direkt befürwortet wurden nur
zwei „billige“ Projekte von insgesamt rund
125 Millionen Euro – der gesamte Wunschzet-
tel umfasste neun Milliarden. Zum Vergleich:
Der Gesamtetat des Bundesforschungsmini-
steriums, das den Löwenanteil finanzieren
müsste, beläuft sich gegenwärtig auf 8,4 Milli-
arden Euro. BMBF-Staatssekretär Uwe Tho-
mas schüttelt den Kopf, weil die vorgeschla-
genen Anschaffungen „Auswirkungen auf die
Finanzierung des deutschen Forschungssys-
tems insgesamt“ hätten. Der Präsident der
Deutschen Physikalischen Gesellschaft, Ro-
land Sauerbrey, bittet um Verständnis, dass
die Physiker selber keinerlei Prioritätenliste
aufstellen; ein solches Ansinnen würde seine
Gesellschaft angeblich zerreißen. So bleibt der
Schwarze Peter wieder bei der ratsuchenden
Politik. 

Auf dem Weg in die Zukunft müssen die Trä-
gerorganisationen der Wissenschaften offen-
bar mehr Willenskraft zur Selbststeuerung
aufbringen. Zwar haben sich alle in den ver-
gangenen fünf Jahren einzeln evaluieren las-
sen. Gleichwohl: An eine übergreifende Eva-
luation, „die die gewachsene Organisations-
struktur der deutschen Forschungslandschaft
auf den Prüfstand stellt, traut sich die Politik
nicht heran“, stellt Manfred Erhardt vom Stif-
terverband fest; „offenbar will man die Organi-
sationsruhe einer in fünfzig Jahren gewachse-
nen Struktur, die Versäulung der nationalen
Forschung, nicht stören.“ Eine Neuaufstellung
erscheint aber angesichts des gemeinsamen
EU-Ziels, die wissenschaftlichen und techno-
logischen Grundlagen der Industrie zu stär-
ken, und angesichts des internationalen Wett-

bewerbs um die entsprechenden Brüsseler
Mittel unabweislich. Frieder Meyer-Krahmer
von der Fraunhofer-Gesellschaft erklärt: „In-
ternational müssen wir uns spezialisieren. Wir
müssen die Schwerpunkte so setzen, dass wir
damit zum Marktführer werden!“ Wie dabei
konzentrierte staatliche Förderung nicht zu-
letzt private Investoren aus aller Welt anlocken
kann, zeigt sich beispielhaft seit einigen Jah-
ren in den USA auf dem Feld der Gesundheits-
forschung. „Der Forschungsstandort USA ist
für uns ein Magnet“, sagt etwa Nikolaus
Schweickart, der Chef des Pharmaunterneh-
mens Altana. Der US-Kongress bewilligte für
dieses Jahr Fördermittel von gut 27 Milliarden
Dollar. Damit ist das Ziel einer Etatverdoppe-
lung innerhalb von fünf Jahren erreicht. 

Hierzulande steht die Public-Private-Partner-
ship oder „Drittmittelforschung“ noch unter
einem unglücklichen Stern. Konträre Urteile zu
so genannten „Medizinerkorruption“ von safti-
gen Geldstrafen bis zur faktischen Einstellung
der Gerichtsverfahren „unter Strafvorbehalt“
beweisen eine unerträgliche Rechtsunsicher-
heit. Zwar vergeben Unternehmen immer
mehr FuE-Aufträge nach außen statt die Fra-
gen intern zu lösen; 1995 betrug die externe
Rate gut zehn, inzwischen liegt sie bei 18 Pro-
zent. Der Anteil deutscher Hochschulen daran
geht aber nach Erkenntnissen des Stifterver-
bandes stetig zurück. Hingegen hat sich die
Vergabe an ausländische Unis und For-
schungsunternehmen in den vergangenen
beiden Jahrzehnten fast verdoppelt. Einen der
Gründe beschreibt Manfred Erhardt so: „Mit
der problembezogenen Zusammenstellung
zeitlich befristeter „task-forces“ tun sich unse-
re staatlichen Hochschulen oft schwerer als
andere Anbieter.“ Nur mehr „entrepreneurial
spirit“ in den staatlichen Forschungseinrich-
tungen, von dem etwa der baden-württember-
gische Wissenschaftsminister Peter Franken-
berg und sein früherer niedersächsischer Kol-
lege Thomas Oppermann schwärmen, kann
daran etwas ändern. 

Hermann Horstkotte

Das Staatsprinzip Geiz ist schlicht 
unproduktiv. Mehr Großzügigkeit 
könnte – so lehrt die Erfahrung – 
Wunder wirken. Denn auf jeden 
Euro von „Vater Staat“ legen die 
forschenden Firmen hierzulande 
mehr als einen weiteren Euro 
drauf. Und jedes sechste Indus-
trieunternehmen beteiligt sich 
daran.
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BERLIN. Sie sind eine kleine Minderheit,
aber stark im Kommen. Weniger als ein Pro-
zent aller Studierenden in Europa ist in eng-
lischsprachigen Studiengängen eingeschrie-
ben und die Angebote umfassen gerade ein-
mal vier Prozent aller Studiengänge. Den-
noch steigen die Zahlen rasant. Spitzenrei-
ter sind Finnland und seine nordischen
Nachbarn, Deutschland rangiert im unteren
Mittelfeld. Geringes Interesse, auf diese
Weise die Internationalisierung der Hoch-
schulen voranzutreiben, zeigt Südeuropa.

Erstmals liegen jetzt repräsentative Zahlen
vor: 1.600 Hochschulen in 19 nicht-englisch-
sprachigen Ländern wurden zu Umfang und
Art ihres englischsprachigen Angebots be-
fragt. „Der Rücklauf der Antworten war sehr
gut“, berichtet Bernd Wächter, Direktor der
Academic Cooperation Association (ACA) in
Brüssel. Zusammen mit Friedhelm Maiworm
hat er die Studie herausgegeben. ACA, eu-
ropäischer Dachverband nationaler Organisa-
tionen für Austausch und Kooperation im Be-
reich Hochschule, führte die Untersuchung
durch. Finanziert vom Stifterverband für die
Deutsche Wissenschaft ist sie im Bonner
Lemmens-Verlag erschienen. 

Mit englischsprachigen Studiengängen ver-
folgen die Universitäten mehrere Ziele. In ers-
ter Linie wollen sie qualifizierte Studierende
und Nachwuchswissenschaftler aus dem
Ausland gewinnen. Deshalb richten sich zwei
Drittel aller Angebote an Postgraduates,
junge Leute, die bereits einen Abschluss wie
etwa den Master in der Tasche haben. In den
durchgängig gemischten Studiengängen mit
60 Prozent Ausländern kommen die meisten
Nichteinheimischen noch aus europäischen
Ländern, aber Asiaten drängen nach, allen
voran Chinesen. Der Großteil der Angebote

existiert in den Wirtschafts- und Ingenieur-
wissenschaften. Dort finden sich mehr als
die Hälfte der Studierenden.

„Englischsprachige Studiengänge sind ein
Mittel der Profilbildung – meist im Verein mit
anderen Innovationen“, heißt es in der Stu-
die. In Deutschland sind die Angebote häufig
durch politisch initiierte Anreize entstanden.
Das Beispiel par excellence ist das Förder-
programm „Auslandsorientierte Studiengän-
ge“ des Deutschen Akademischen Aus-
tauschdienstes (DAAD).

Sinkende Studierendenzahlen, eine weniger
attraktive geographische Randlage oder
Sprachbarrieren sind für Hochschulen weite-
re Anlässe, sich um ein internationales Ange-
bot zu bemühen. In den nordischen Ländern
und in den Niederlanden, deren Sprachen
außerhalb der Landesgrenzen wenig verbrei-
tet sind, sind englischsprachige Studiengän-
ge fast der einzige Weg, junge Ausländer an-
zulocken. Neben der Rekrutierung von aus-
ländischen Talenten sollen englischsprachige
Studiengänge jungen Leuten, insbesondere
den Daheimgebliebenen, internationale Er-
fahrungen ermöglichen. Das gemeinsame
Lernen mit Kommilitonen aus verschiedenen
Nationen und Kulturen öffnet neue Perspekti-
ven und weitet den Horizont. „Außerdem
werden Studierende auf die spätere berufli-
che Wirklichkeit in einem übernationalen
Kontext von Politik, Wirtschaft und Kultur
vorbereitet“, so Wächter.

Spitzenreiter Finnland hatte bei seinem Ange-
bot den Arbeitskräftebedarf der damals boo-
menden heimischen Telekommunikations-
branche im Blick. Neben Frankreich ist Finn-
land das einzige Land, in dem Unterneh-
mensvertreter an der Entwicklung der beson-
deren Studiengänge mitgewirkt haben.

I N T E R N A T I O N A L I S I E R U N G

Ohne englischsprachige Studienangebote ist die Inter-
nationalisierung der deutschen Hochschulen nicht zu
bewerkstelligen.

Foto: David Ausserhofer

Studieren in Englisch ist noch selten
Erste europaweite Studie untersucht internationales Angebot 
– Deutschland liegt im unteren Mittelfeld 

Sinkende Studierendenzahlen, 
eine weniger attraktive geogra-
phische Randlage oder Sprach-
barrieren sind für Hochschulen 
Anlässe, sich um ein interna-
tionales Angebot zu bemühen.
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„Neue Studiengänge bringen Innovations-
schübe für die Hochschulen, bedeuten aber
auch Aufwand etwa für die Betreuung der
ausländischen Studierenden“, sagt Volker
Meyer-Guckel, Programmmanager der Stu-
die beim Stifterverband. Bei allem Idealismus
dürfe nicht vergessen werden, dass sich der
Aufwand für die Unis irgendwann rechnen
müsse, sonst bliebe es vielleicht nur bei
einem Strohfeuer. Er hält eine langfristige Fi-
nanzierung der Studiengänge etwa durch Ge-
bühren für sinnvoll. 

In der Tat wird die Frage der Finanzierung
von internationalen Studiengängen drän-
gend. Mittel aus UMTS-Lizenzen, die auch
den vom DAAD angeschobenen Projekten
zur Verfügung standen, laufen aus. Diese
Förderung hatte die Internationalisierung des
Studiums erheblich unterstützt. Aus den
einst 20 englischsprachigen Studiengängen
sind inzwischen über 200 geworden.

Allerdings ist die Aussicht auf eine mögliche
Einkommensverbesserung via Studienge-
bühren bisher nur für wenige Hochschulen ein
echter Anreiz für die Einführung eines eng-
lischsprachigen Angebots. Es spreche aber ei-
niges dafür, dass sich dies ändere, sobald der
jeweilige Gesetzgeber den Hochschulen erlau-
be, entsprechende Studiengebühren zu erhe-
ben, meinen die Herausgeber der ACA-Studie.
Bislang wurde über die Hälfte der Studiengän-
ge ohne jegliche Sonderfinanzierung geschaf-
fen. Besonders engagiert zeigten sich die Slo-
wakei, Tschechien und Ungarn, gefolgt von
Finnland und den Niederlanden. Deutschland
bildet die große Ausnahme: Fast 70 Prozent
der Angebote wurden hier mithilfe von Förder-
programmen gestartet.

Die internationalen Angebote erfüllen nach
Meinung von Ulrich Grothus, stellvertreten-
der DAAD-Generalsekretär, eine doppelte
Aufgabe: Sprachbarrieren sollen gesenkt
werden, zugleich sollen Ausländer während
ihres Aufenthaltes dennoch die Möglichkeit
erhalten, Deutsch zu lernen und Einblicke in
die Kultur des Gastlandes zu gewinnen.

„Ermutigend ist, dass die Qualität der Ausbil-
dung in der Regel nicht an der Lehr- und
Lernsprache Englisch leidet“, sagt ACA-Chef
Wächter. Studierende wie Dozenten besitzen
genügend Englisch-Kenntnisse, um damit zu
arbeiten. „Die Studie zeigt, dass die Horror-
gemälde von der babylonischen Sprachver-
wirrung Zerrbilder der Realität sind“, betont
Wächter.

Jedoch müssen die ausländischen Studie-
renden sich sprachlich verbessern, vor allem
was ihre Ausdrucksfähigkeit und die Ver-
ständlichkeit der Aussprache angeht. Die
größten Probleme haben die jungen Auslän-
der mit der jeweiligen Landessprache. Die
meisten Klagen kommen aus Deutschland.
Dort macht sich der Mangel an Deutsch-
kenntnissen wegen der Vielzahl gemischt-
sprachlicher Studiengänge in der konkreten
Lernsituation bemerkbar. „Das Ergebnis
macht für ganz Europa deutlich, dass sich die
Studierenden nicht nur in Vorlesungen und
Seminaren befinden und sie deshalb die Lan-
desprache in Grundzügen beherrschen sol-
len“, sagt Wächter.

Künftig müssen gute Studienangebote noch
internationaler gestaltet werden. Service und
passende Betreuung sind gefragt; die Palette
der Angebote muss wachsen, damit nicht
mehr wie bisher 20 Bewerber um einen Platz
ringen. „Wir müssen uns nachfrage- und be-
darfsgerecht verhalten“, so Grothus vom
DAAD. 

Ohne Marketing geht es nicht. „Es wird ge-
worben – mancherorts, was das Zeug hält“,
beobachtet Wächter. Zwar sollen Einheimi-
sche und Ausländer gemeinsam in den Stu-
diengängen lernen, aber das Marketing zielt
meist auf den nichtheimischen Markt. Den-
noch sind Werbeaktionen, die nur Ausländer
ansprechen, selten. Geworben wird vor
allem über das Internet und über die Medi-
en. „Aber die Zielgruppenbestimmung
macht den Hochschulen oft Schwierigkei-
ten“, stellt der ACA-Direktor fest. So klagen
die Programmverantwortlichen über die Be-
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Künftig müssen gute Studien-
angebote noch internationaler
gestaltet werden. Service und 
passende Betreuung sind gefragt; 
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bisher 20 Bewerber um einen
Platz ringen.
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werbung „falscher“ Studenten. So war eine
Hochschule, die vor allem junge Europäer
als ihre neuen Studenten erwartet hatte, völ-
lig überrascht von einem Ansturm aus
Asien. „Regional gezieltes Marketing kann
hier abhelfen, wenn man denn entschieden
hat, wen man ansprechen möchte“, emp-
fiehlt Wächter.

Außerdem geht es um eine genaue Auswahl
der Bewerber. Detaillierte Kriterien für die Zu-
lassung sind notwendig, damit die Hoch-
schulen die Kandidaten erhalten, die sie wol-
len. Die Herausgeber der ACA-Studie emp-
fehlen dringend, spezielle Einrichtungen zur
Prüfung der Echtheit ausländische Bildungs-
nachweise aufzubauen. Außerdem halten sie
die Entwicklung eines standardisierten eu-
ropäischen Befähigungstests für sinnvoll.

Schließlich sieht Grothus internationale Stu-
diengänge als europäische Aufgabe. So will
die EU-Kommission zusätzlich zum erfolgrei-
chen Sokrates/Erasmus-Programm ab 2004

„Erasmus World“ einrichten. Dieses Pro-
gramm soll die Zusammenarbeit mit außer-
europäischen Ländern verstärken.

Englischsprachige Studiengänge sind ein
wichtiger Reformmotor für die Universitäten,
insbesondere für die Internationalisierung.
„Aber die deutschen Hochschulen können
kein Interesse daran haben, nur noch in Eng-
lisch zu lehren“, hebt Klaus Landfried, Präsi-
dent der Hochschulrektorenkonferenz (HRK),
hervor. Der wichtige kulturelle Aspekt dürfe
nicht vergessen werden. „Englisch ist wie die
Währung, mit der man reist, aber darüber
hinaus muss noch mehr hinzukommen.“ Die
Bundesregierung sieht der HRK-Präsident in
der Pflicht, die Internationalisierung der
Hochschulen zu unterstützen. Aus dem Bun-
desforschungsministerium habe er bereits
positive Signale erhalten, dass auch nach
Ende der Mittel aus UMTS-Lizenzen Geld für
diesen Prozess weiter fließen werde. 

Uschi Heidel

� Ideen fördern
� Erkenntnisse patentieren
� Innovationen vermarkten

Speyer, 8. und 9. September 2003

� Tagungsort
Deutsche Hochschule für Verwaltungs-
wissenschaften Speyer (Aula),
Freiherr-vom-Stein-Straße 2
D-67346 Speyer

Themen:
-  Wo liegen Chancen und Risiken der veränderten Patentverwertungsstrukturen?
-  Verlangen neue Formen der Patentverwertung auch neue Formen des 

Wissenschaftsmanagements?
-  Sind die neuen Strukturen eher Antrieb oder Hemmnis für den Erfinder – Hochschullehrer/in?
-  Werden die Gesetzesänderung und die befristete staatliche Anschubfinanzierung das vorhandene

Know-how-Potenzial der Hochschulen besser nutzen lassen? Erzielen die Hochschulen dadurch 
auf Dauer höhere Einnahmen als bisher?

-  Wie verändern sich Verhalten und Verträge der Kooperationspartner aus Industrie und 
außeruniversitärer Forschung?

-  Sind die (überlebensfähigen?) Patentverwertungsagenturen eher Antrieb 
oder Hemmnis für eine verbesserte Patentverwertung?

DHV
Deutsche Hochschule für
Verwaltungswissenschaften
Speyer

�Weitere Informationen und Anmeldung
Lioba Diehl: +49 (0 ) 62 32/6 54 – 226
Beate Günster: +49 (0 ) 62 32/6 54 – 269
Fax: +49 (0 ) 62 32/6 54 – 488
E-Mail: tagungssekretariat@dhv-speyer.de
Internet: www.dhv-speyer.de

www.zwm-speyer.de
(dort auch Anmeldeformulare)



Stephan Ritter
Sie werden zu Mietern, Eigentümern
und Bauherren
Reformen im hochschulischen Liegenschaftsmanagement – 
Stand in den Niederlanden, Österreich, der Schweiz und England

Die Liegenschaften der Hochschulen sind in jüngster Zeit zunehmend zum Gegenstand
von Reformüberlegungen geworden. Die überwiegende Zahl der Bundesländer verfolgt
entsprechende Vorhaben oder hat schon grundlegende Entscheidungen hierzu getrof-
fen. Bauten und Räume sind eine wichtige infrastrukturelle Vorraussetzung für den
Lehr- und Forschungsbetrieb und sie stellen gleichzeitig einen bedeutenden Kostenfak-
tor dar, bei dem Effizienzreserven vermutet werden können. Vor diesem Hintergrund
hat die Hochschul-Informations-System GmbH (HIS) den Stand der Reformen in vier
europäischen Ländern untersucht und Rückschlüsse für die Reformdiskussion in
Deutschland gezogen.

Ausgewählt wurden die Länder Österreich, die Schweiz, die Niederlande und England
(stellvertretend für Großbritannien), die aufgrund ihrer Nähe zu Deutschland sowie auf-
grund bereits durchgeführter oder aktuell Reformen Anregungen für Deutschland bieten
können. Zum Stand der Reformen kann Folgendes festgehalten werden:

Österreich

Grundlegende Veränderungen ergeben sich für die österreichischen Universitäten durch
den Verkauf der Liegenschaften an die staatliche Bundesimmobiliengesellschaft mbH (BIG).
Die Bundesverwaltung mietet nun die Flächen bei der Eigentümerin BIG, die aus den Miet-
einnahmen den Kauf der Liegenschaften refinanziert. Neubauten werden dementsprechend
auf Grundlage von langfristigen Mietverträgen von der BIG vorfinanziert und errichtet. Beim
derzeitigen Stand der Reformen sind für den Abschluss von Mietverträgen und die Zahlung
der Mieten noch die Ministerien zuständig, im Fall der Universitäten das Ministerium für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur. Die Universitäten beantragen zusätzliche Flächen beim Wis-
senschaftsressort, wobei weitgehend konventionelle Verfahren verwendet werden.

Das im vergangenen Jahr beschlossene und nun in der Umsetzung begriffene neue Uni-
versitätsgesetz (UG 2002) sieht vor, dass die Universitäten mit Beginn des Jahres 2004 als
Rechtsnachfolger in die Mietverhältnisse eintreten und mit den erforderlichen Haushalts-
mitteln ausgestattet werden. Die Universitäten erhalten damit weitreichende Zuständigkei-
ten im Bereich des Liegenschaftsmanagements, die auch die Beauftragung von Neubau-
maßnahmen durch den Abschluss von Mietverträgen umfassen. Ob und in welchem Um-
fang im Liegenschaftsmanagement Steuerungsmöglichkeiten für das Wissenschaftsminis-
terium vorgesehen werden (zum Beispiel im Zusammenhang mit Leistungsvereinbarun-
gen), ist zurzeit noch offen.

Das hochschulische Liegenschaftsmanagement Österreichs ist somit zurzeit von der Um-
setzung der genannten Reformen gekennzeichnet. Man kann im Fall Österreichs daher auch
von einem „Mietmodell in der Einführung mit konventionellen Elementen“ sprechen.
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H O C H S C H U L E N

Neubauprojekte deutscher Hochschulen liegen
überwiegend in der Verantwortung des jeweiligen
Bundeslandes. Das könnte sich bald ändern. 

Foto: Uni Mainz
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Schweiz

Im Hochschulsektor der Schweiz wurden grundlegende Reformen des Liegenschaftsma-
nagements bisher nur im Bereich der Eidgenössischen Technischen Hochschulen durch-
geführt, die sich in der Trägerschaft des Bundes befinden. Die kantonalen Universitäten
und Fachhochschulen unterliegen weitgehend konventionellen Organisationsstrukturen,
die von einer Verteilung der Aufgaben auf die Hochschulen und verschiedene kantonale
Behörden (Bildungs-, Bau- und Finanzdirektionen) gekennzeichnet sind. Für diesen Be-
reich erscheint daher die Bezeichnung „Konventionelles Modell“ zutreffend.

Im Bereich der Eidgenössischen Technischen Hochschulen (ETH-Bereich) liegt die Ver-
antwortung für die Planung und Ausführung von Baumaßnahmen seit Ende der neunziger
Jahre bei den Einrichtungen selbst. Als Teil der Neuorganisation wurde den Hochschulen
und Forschungseinrichtungen Personal aus der Bauverwaltung des Bundes zugeordnet.
Die Eigenverantwortung im Baumanagement wird durch Genehmigungsvorbehalte der Re-
gierung beziehungsweise des Parlaments eingeschränkt, die unter anderem bei Investitio-
nen eine maßnahmenbezogene Freigabe der Haushaltsmittel vorsehen. Für die Koordinati-
on innerhalb des ETH-Bereiches ist der „Rat der Eidgenössischen Technischen Hochschu-
len“ (ETH-Rat) verantwortlich. Der ETH-Rat, der zwischen Hochschulen beziehungsweise
Forschungseinrichtungen und dem Bund angesiedelt ist, verteilt die Haushaltsmittel auf
die Einrichtungen und stellt eine übergreifende Investitionsplanung sicher.

Im Fall des ETH-Bereichs kann daher von einem „Konventionellen Modell mit einer Bau-
herrenfunktion der Hochschulen“ gesprochen werden. 

Niederlande

Das Liegenschaftsmanagement der niederländischen Universitäten und Fachhochschulen
ist geprägt von der Eigentümerstellung der Hochschulen, die diese bereits seit Anfang der
neunziger Jahre innehaben, und einer starken Dezentralisierung der Aufgaben. Die Hoch-
schulen verfügen über umfangreiche Zuständigkeiten im Bereich der Finanzierung (Global-
haushalte, Aufnahme von Fremdkapital) und bei der Durchführung von Baumaßnahmen,
bei denen sie Planung und Ausführung einschließlich der Bauherrenfunktion selbst verant-
worten. Ebenso unterliegen sie beim Kauf und Verkauf von Liegenschaften keinen Be-
schränkungen. Seitens des Staates beziehungsweise der Ministerialverwaltung bestehen
Vorgaben und Kontrollmechanismen nur in sehr begrenztem Umfang.

Das Liegenschaftsmanagement der niederländischen Hochschulen kann daher als
„Eigentümermodell mit geringer staatlicher Regulierung“ bezeichnet werden. 

England

Auch in England sind die Universitäten Eigentümer der von ihnen genutzten Liegenschaf-
ten. Das hochschulische Liegenschaftsmanagement ist gekennzeichnet durch eine starke
Dezentralisierung, die unter anderem eine freie Bewirtschaftung der Finanzmittel, die Mög-
lichkeit der Aufnahme von Fremdkapital, das Recht zum Kauf und Verkauf von Liegen-
schaften sowie zur Durchführung von Baumaßnahmen in eigener Verantwortung beinhal-
tet. Im Vergleich zum niederländischen System bestehen hier jedoch teilweise Einschrän-
kungen in der Handlungsfreiheit (begrenzte Kapitalaufnahme, eingeschränkte Verfügungs-
rechte bei öffentlich finanzierten Gebäuden) sowie eine Verpflichtung zur Rechenschaftsle-
gung, etwa im Zusammenhang mit der Finanzierung von Bauten über Sonderprogramme.

Stephan Ritter ist Pro-
jektleiter der Hoch-
schul-Informations-
System GmbH (HIS) in
Hannover.

Das Liegenschaftsmanagement 
der niederländischen Univer-
sitäten und Fachhochschulen ist 
geprägt von der Eigentümer-
stellung der Hochschulen, die 
diese bereits seit Anfang der 
neunziger Jahre innehaben, und 
von einer starken Dezentralisierung
der Aufgaben.
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Für das hochschulische Liegenschaftsmanagement in England erscheint daher die Be-
zeichnung „Eigentümermodell mit staatlicher Regulierung“ passend.

Anregungen für Reformen in Deutschland

Um Anregungen für mögliche Reformvorhaben in Deutschland zu gewinnen wurden im
Rahmen des Projektes besonders charakteristische beziehungsweise beispielhafte Modell-
elemente ausgewählt und auf Themenbereiche bezogen, die in der Fachdiskussion in
Deutschland von Bedeutung sind.

Die Budgetierung der Hochschulen muss bei einer Dezentralisierung von Aufgaben im Lie-
genschaftsmanagement neu geregelt werden. Dabei wird häufig die Einführung spezieller
Unterbringungsbudgets für erforderlich gehalten, die bedarfsbezogen festgelegt werden
und die Erfüllung der Aufgaben ermöglichen. Es erscheint in diesem Kontext bemerkens-
wert, dass die Budgetierung der Hochschulen sowohl in den Niederlanden als auch in Eng-
land in der Form integrierter Globalhaushalte erfolgt, aus denen auch die Unterbringungs-
kosten gedeckt werden sollen und die ohne eine methodisch aufwändige Berechnung Teil-
budgets festgelegt werden.

Im Zusammenhang mit der Übertragung des Eigentums auf die Hochschulen (beziehungs-
weise der Übertragung entsprechender weitreichender Verfügungsrechte) kann die Frage
nach einem Vermögensausgleich, der Unterschiede in der Ausstattung mit Liegenschaf-
ten berücksichtigt und gleiche Ausgangsbedingungen für die selbstständige Wahrneh-
mung der Aufgaben durch die Hochschulen schafft, gestellt werden. Ein solcher Vermö-
gensausgleich erfordert eine Bewertung des Gebäudebestandes, die unter anderem auch
den Instandhaltungszustand erfasst, und eine Flächenbilanzierung, die die vorhandenen
Flächen einem Flächenbedarf gegenüberstellt.

In England und weitgehend auch in den Niederlanden wurde auf ein solches Verfahren ver-
zichtet, wodurch ein zusätzlicher Aufwand zur Entwicklung, Abstimmung und Durch-
führung eines Vermögensausgleiches vermieden wurde. Um dennoch einen gewissen
Ausgleich zwischen den Hochschulen herbeizuführen wurden in England besondere För-
derprogramme geschaffen, die unter anderem zum Ziel hatten, Instandhaltungsmängel ab-
zubauen.

Ein wichtiges Reformelement kann die Übertragung der Bauaufgaben auf die Hochschu-
len sein. Eine Fragestellung aus der deutschen Fachdiskussion ist dabei, inwieweit die
Hochschulen aufgrund ihrer Größe und finanziellen beziehungsweise personellen Möglich-
keiten in der Lage sind, diese Aufgaben zu erfüllen und welche organisatorischen Voraus-
setzungen dafür gegeben sein müssen. Die Ergebnisse der Untersuchung legen nahe, dass
die Hochschulen in den Niederlanden, in England und der Schweiz (nur ETH-Bereich) die
neuen Aufgaben in die bestehenden Strukturen integrieren konnten und entsprechende
Prozesse entwickelt haben. Den Herausforderungen, die durch die weitgehende Konzentra-
tion der Aufgaben innerhalb der Hochschulen entstehen, wird teilweise durch eine stärker
auf Managementfunktion ausgerichtete Leitungsstruktur entsprochen (insbesondere Nie-
derlande, „neue“ Universitäten in England, eventuell zukünftig in den österreichischen Uni-
versitäten) sowie auf der operativen Ebene durch den Einsatz entsprechend qualifizierten
Personals (Projektmanagement).

Häufig diskutiert wird in Deutschland die Frage, ob Hochschulen, die ihre Angelegenheiten
in eigener Verantwortung regeln, in der Konsequenz auch in Konkurs gehen können. Die

Stichwörter
Liegenschaftsmanagement
Hochschulbau
Reorganisation
Staatliche Steuerung
Europa

keywords
real estate management
university construction
reorganisation
government control
Europe
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Erfahrungen aus den Niederlanden und England zeigen hier sehr deutlich, dass trotz einer
formal ausgeschlossenen Haftung des Staates dieser sich dennoch nicht seiner gesell-
schaftlichen und politischen Verantwortung entziehen kann. Vielmehr werden gefährdete
Hochschulen mit zusätzlichen Finanzmitteln unterstützt oder mit anderen Einrichtungen
fusioniert, vor allem um das Ausbildungsangebot und die Arbeitsplätze zu erhalten.

Mit der Dezentralisierung von Zuständigkeiten stellt sich zugleich die Frage nach der Zu-
kunft staatlicher Steuerung im Bereich des Liegenschaftsmanagements. Die Projekter-
gebnisse zeigen, dass eine Grundentscheidung darin zu sehen ist, ob die staatliche Steue-
rung und die Rechenschaft der Hochschulen gegenüber den öffentlichen Geldgebern vor-
wiegend an den primären, im Bereich Lehre und Forschung liegenden Leistungen der
Hochschulen ansetzen soll (Beispiel Niederlande) oder ob auch andere Aufgabenbereiche,
zu denen das Liegenschafts- und Flächenmanagement zählt, einbezogen werden sollen
(Beispiel England).

Eine organisatorische Lösung zur Erfüllung von übergeordneten Steuerungs- und Kon-
trollfunktionen liegt in der Schaffung von intermediären Einrichtungen, die zwischen
Hochschulen und Staat (Regierung beziehungsweise Ministerialverwaltung) angesiedelt
sind. Beispiele dafür finden sich in der Schweiz in der Form des ETH-Rats und in England
in Form des Finanzierungsrates „Higher Education Funding Council for England“ (HEFCE).

Kennzeichnend für solche intermediären Einrichtungen ist, dass sie zum einen bestimmte
Aufgaben erfüllen, die eher einer Aufsichtsfunktion entsprechen, z.B. in den Bereichen Fi-
nanzierung und Rechenschaftslegung. Zum anderen werden Aufgaben wahrgenommen,
die der Interessenvertretung und der Selbststeuerung des Sektors dienen, wie z.B. das
Führen von Verhandlungen mit der Regierung und die Beratung der Hochschulen.

Obwohl in der Verbindung dieser Funktionen offensichtlich eine gewisse Spannung liegt,
scheinen die genannten Einrichtungen nach den Ergebnissen dieser Untersuchung ihre
Aufgaben erfolgreich wahrzunehmen und allgemein akzeptiert zu sein. Ein Grund hierfür
kann sein, dass aufgrund der Organisation und der Aufgabenstellung eine gewisse Nähe
zu den Hochschulen gegeben ist, die sich auch im Bereich der eher aufsichtsbezogenen
Aufgaben positiv auswirkt.

Als Möglichkeit zur Erweiterung der Kompetenzen der Hochschulen, die keine Übertra-
gung des Eigentums auf die Einrichtungen erfordert, werden Mietmodelle diskutiert. Das
Beispiel Österreichs zeigt eine stufenweise Einführung eines solchen Modells, die bisher
insgesamt einen Zeitraum von über zehn Jahren in Anspruch genommen hat. Dadurch
wurde die Möglichkeit eröffnet, Modellelemente (Zuständigkeitsbereiche, Schnittstellen
und Ähnliches) im Laufe des Prozesses unter gleichzeitiger Bewertung der jeweils erzielten
Ergebnisse zu entwickeln.

Das hochschulinterne Flächenmanagement gewinnt vor dem Hintergrund der Verände-
rungen im Liegenschaftsmanagement sowie durch eingeschränkte finanzielle Möglichkei-
ten und einen erhöhten Rationalisierungsdruck an Bedeutung. Die Ergebnisse des Projek-
tes zeigen, dass die Hochschulen in den Niederlanden und England, denen die Verantwor-
tung für die Unterbringung durch ein Eigentümermodell zugeordnet wurde, verschiedene
Verfahren und Instrumente in diesem Bereich einsetzen. Dazu zählen neben monetären
Steuerungsverfahren (Einführung von „Mieten“) – die in Deutschland im Mittelpunkt der
Diskussion stehen – auch die Optimierung von Stundenplänen im Zusammenhang mit der
Belegung von Lehrräumen und die Erfassung der platz- und zeitmäßigen Auslastung von
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summary
In Austria, Switzerland, the 
Netherlands and England major 
reforms have taken place in 
estate management in the higher 
education sector in the last few 
years. A recently published study 
suggests that German institutions 
of higher education have a chance 
to benefit from experiences made 
in these countries.
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Räumen sowie deren Optimierung durch die Vorgabe einer Soll-Auslastung. Die große Be-
deutung der Aufgabe spiegelt darin wider, dass die Universitäten häufig über eigene Abtei-
lungen innerhalb der Hochschulverwaltung verfügen, die sich mit dem Flächenmanage-
ment befassen.

Die hier angesprochenen Punkte zeigen bereits, dass die Erfahrungen der vier Länder viel-
fältige Anregungen für die Reformdiskussion in Deutschland bieten. 

Ausblick

Im Rahmen des Projektes ist deutlich geworden, dass eine grundlegende Neuordnung der
Zuständigkeiten, Finanzströme und Planungsverfahren im Bereich des Liegenschaftsma-
nagements gestalt- und umsetzbar ist, auch wenn damit radikale Veränderungen wie die
Übertragung der Eigentumsrechte an den Liegenschaften auf die Hochschulen oder eine
privatrechtlich organisierte Einrichtung verbunden sind.

Hervorzuheben ist die insgesamt positive Bewertung der erfolgten Reformen. Dement-
sprechend beziehen sich zukünftige Entwicklungen, die sich in allen vier Ländern abzeich-
nen, nur auf Teilaspekte des Liegenschaftsmanagements und stellen somit eher eine Wei-
terentwicklung beziehungsweise Ergänzung dar als eine grundlegende Korrektur oder Um-
kehr. Zu nennen sind hier beispielsweise für Österreich die Umsetzung des Universitätsge-
setzes, für die Schweiz Neuerungen, die sich durch die Novellierung des ETH-Gesetzes er-
geben können, sowie für die Niederlande und England Veränderungen, die hinsichtlich der
Finanzierung beziehungsweise der Rechenschaftslegung diskutiert werden.

Weiterentwicklungen des Liegenschaftsmanagements in den vier Ländern werden auch
zukünftig von HIS verfolgt und dokumentiert. Unabhängig davon liegt in der Auswertung
der Erfahrungen und Lösungsansätze zweifellos eine Chance für den deutschen Hoch-
schulsektor. 
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Jimme Keizer and Jan-Peter Vos
Diagnosing risk in new product 
development
A research group at the Eindhoven University of Technology is work-
ing on the development and validation of models, metrics and tools 

Operating in highly competitive environments a growing number of companies must regu-
larly launch new products speedily and successfully. Research has found that developing
and launching new products are inherently risky endeavors: about 40 percent of such pro-
jects fail (Edgett/Shipley/Forbes 1992, Page 1993). In an effort to enhance the success of
new product development projects, firms increasingly use formalized and structured
processes. Griffin concludes that the companies, which perform best in new product devel-
opment (NPD) focus on improving performance not just in any one aspect of NPD, but on
simultaneously improving several managerial aspects of NPD (Griffin 1997, p. 452).
Among these managerial aspects, researchers have paid relatively little attention to the
topic of risk management. The concept of risk has been only loosely defined and little ef-
fort has been made to the development and empirical validation of models, metrics and
tools to identify, evaluate and manage risks in product development.

Since the early nineties a research group at the Eindhoven University of Technology has been
working on this gap. In this paper the basic characteristics are described of the Risk Diagnos-
ing Method (RDM), a systematic procedure to identify, evaluate and manage risks in product
development. To put the RDM into perspective we will start with relating our approach to other
existing methods, then the basics of the RDM will be described, and we will conclude with pro-
viding some evidence for the usefulness of the RDM.

Diagnosing Risks Methods

In the past a few attempts have been made to deal with risks, from which the most widely ap-
plied ones are listed below. 

Potential Problem Analysis (Kepner/Tregoe 1965, Ho 1993). According to Kepner and Tregoe,
problems are usually a result of „changes“. However, not all changes cause problems. The
search for the cause of a problem narrows down to the search for that change which should
produce the precise effects observed through some area of distinction. This change may con-
sist of several elements and conditions taken together as a complex change, or it may consist of
a simple, single element. But in any case, there is only one change, simple or complex, which
can produce the exact effect observed. This change will be found through analyzing the facts
used in specifying the problem. Analysis of these facts is thus the crux of problem solving.

Fault Tree Analysis (Pilot, S. 2002): The fault tree analysis (FTA) was first introduced by Bell
Laboratories and is one of the most widely used methods in system reliability, maintainability
and safety analysis. It is a deductive procedure used to determine the various combinations of
hardware and software failures and human errors that could cause undesired events (referred
to as top events) at the system level. The main purpose of the fault tree analysis is to help

R I S K  M A N A G E M E N T

New product development is risky. Until now little
effort has been made to an empirical validation of
models, metrics and tools to identify, evaluate and
manage risks in product development.
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identify potential causes of system failures before the failures actually occur. It can also be
used to evaluate the probability of the top event using analytical or statistical methods. These
calculations involve system quantitative reliability and maintainability information, such as fail-
ure probability, failure rate and repair rate. After completing an FTA, one can focus ones efforts
on improving system safety and reliability.

Failure mode and effects analysis (Cotnareanu, 1999) The FMEA is a systemized group of ac-
tivities intended to recognize and evaluate the potential failure of a product or process, identify
actions that could eliminate or reduce the likelihood of the potential failure occurring and docu-
ment the entire process. FMEAs help manufacturers prevent defects, enhance safety and in-
crease customer satisfaction. Most are conducted in the product design or process development
stages, but conducting an FMEA on an existing product and process can also be beneficial.

Next to unmistakable benefits, these methods also show some serious deficiencies. The most
apparent ones are:

Data gathering is very often through brainstorming in group sessions. The outcomes of such
sessions may be biased by groupthink and escalation of commitment effects introduced
through the composition of the group and the process it is using (Janis, 1982; Bazerman,
1990; Schmidt & Calantone, 2002). If confronted with persons with different disciplinary back-
grounds and or hierarchical levels members of a group session may hesitate to label factors as
risky or not risky. Brainstorming is vulnerable as it may fail to trigger people to think of the not
obvious risks. Thus in diagnosing risks in NPD, a data gathering procedure is needed that min-
imizes the social influence on individuals when they give meaning to the risks involved.

Prioritising the list of risks is almost always done by multiplication of occurrence and impact.
However, managers do not see risk as a number but deal with risk in terms of losses of mean-
ingful amounts that come from a process over which one can have some control. On the
whole, the managers see themselves as risk takers who must continually act to manage risks.
Thus a third concept is required to define risk, namely: the influenceability of the problematic
event (Halman/Keizer, 1994; Keizer et al. 2002) or control of risk (Shapira, 1995).

Focusing on parts of the risks. These approaches primarily focus on potential failures in the
technology of the new product, ignoring organizational and market related risks. The success
of product innovation, however, is determined by both external influences and internal circum-
stances in which all these factors interact. To be effective, a risk assessment method therefore
needs to help identifying potential risks in more domains than the technology domain.

The RDM, has been developed to overcome these shortcomings. To avoid biases due to
group-effects in RDM the risks related to an NPD-project are identified via individual interviews
with members of the project team and relevant experts from outside the team. In these inter-
views they are invited to formulate the risks they perceive in the project, given their personal
task in the team and their individual knowledge, skills and experiences. Within RDM a concep-
tion of risk is used that combines occurrence, impact and control. A particular project activity
aimed at a specific result of the product to be developed should be seen as “risky” if:

�  The likelihood of a bad result is great

�  The impact on the success of the NPD-project is great

�  The ability to influence it within the time and resource limits of the project is small

To encourage an integral perspective on risks, four risk-domains are taken into account.
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�  Technology: product design and platform development, manufacturing technology and in-
tellectual property

�  Market: consumer and trade acceptance, public acceptance and potential actions of com-
petitors

�  Finance: commercial viability

�  Organization: internal organization, project team, co-development with external parties and
supply and distribution

For all these domains, the principal question is what is new or different in the knowledge and
skills this project requires of the company in general and the project team in particular. 

The steps involved with the Risk Diagnosing Method 

The purpose of RDM is to provide strategies that will improve the chances of success of NPD-
projects by identifying and managing their potential risks. The main steps involved with the di-
agnosis and management of risks are listed below.

�  Risk identification includes the steps whereby the individuals involved are being intervie-
wed individually and systematically by a risk facilitator. This risk facilitator is someone
who is not a member of the project team and during each interview addresses the percei-
ved technological, organizational and business risks for the project. Larger companies
have line or staff persons for whom risk facilitation is (part of) their job. Small companies
do not have these resources. In their case a senior colleague from outside the project can
be asked to take the role of facilitator.

�  Risk assessment includes the steps to design a risk questionnaire, which contains all the
critical issues mentioned during the interviews. Through this questionnaire each partici-
pant is asked to give a second opinion about all critical issues.

�  Risk response development and control in-
clude the steps to develop creative and ef-
fective action plans for dealing with the risks
identified during the risk assessment. The
results of the risk assessment are presented
to a plenary meeting of those who have
been interviewed. In this risk management
session the standing project planning and
problem solution approaches are evaluated
against the risks that have been identified,
and new creative directions for problem
solving are being generated. This can lead
to action plans that can result in a revised
project planning or in a decision to termi-
nate the project (Figure 1). 

Experienced value of RDM

Over the past ten years, RDM has been ap-
plied extensively in developing such products

Risk identification 

�  Step 1: Initial briefing between project manager and risk facilitator

�  Step 2: Kick-Off meeting: project manager & team and risk facilitator

�  Step 3: Individual interviewing of participants by risk facilitator

Risk response development and control

�  Step 7: Preparing of risk management session by project manager & risk facilitator

�  Step 8: Risk management session: project manager & team and risk facilitator

�  Step 9: Drawing up & execution of risk management plan

Risk assessment

�  Step 4: Development of risk questionnaire by risk facilitator

�  Step 5: Answering of risk questionnaire by participants

�  Step 6: Constructing of risk profile by risk facilitator

Fig. 1: Outline of RDM

keywords 
risk identification
risk management
new product development
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as automobile tires, ship propellers, printing equipment, landing gear systems, audio and
video equipment, and fast-moving consumer goods like lamps, shampoo, margarine and de-
tergents.

Results from working with RDM suggest that professionals participating in the area of NPD are
satisfied with the way RDM allows them to identify, confront and manage risks in their pro-
jects. This is the main conclusion from an evaluation study carried out among nine project
managers, who were interviewed about their experiences with RDM. The detailed results from
the evaluation study are summarized in figure 2. 

The evaluation study shows that the project managers perceived RDM overall as a useful con-
tribution to the management of their projects. All of them would have RDM applied to their fu-
ture projects. And they perceive the time required to perform the RDM as quite reasonable.

On the question whether applying the RDM did change thoughts on the project, four project
managers say “no” and five say “yes”. This difference seems not to be related to the scores on
the other questions. There is not a specific profile of those who indicate change of thought op-
posed to those who did not. Apparently the value attributed to RDM stems not from its ability
to change project managers’ thoughts. This reaction may be due to different mechanisms:
maybe managers find it difficult to recognize or admit that an intervention from outside makes

Issues Projects

1 2 3 4 5 6 7 8 9

Phase in product development process F I F F F C I F F

Would you use RDM again? y y y y y y y y y

Did RDM change your thoughts on the project? n n y y n y y y n

Did the triggerlist help to elicit risks you 
had not thought of before? n n y y n y y n n

Did the interview help to elicit risks 
you had not thought of before? y n y y y y y y y

Was the risk management session useful? y n.c y y n.c y y y y

By hindsight, did RDM elicit all main risks? y y n n y y n y y

Did RDM contribute to the management of the project?
(scale 1 to 10 ) 6 4 7 7 5 7 7 7 3

Personal time required to perform the RDM?
(scale 1 = OK, 5 = too much) 1 1 1 1 1 1 1 1 2

Overall technical success of the project 
(scale 1 to 10) ? 8 4 8 6 8 8 no intro ?

Overall market success of the project
(scale 1 to 10) ? 7 6 8 5 8 5 no intro ?

(F: feasibility phase; I: implementation phase; C: capability phase; n: no; y: yes; n.c: no plenary session carried out; no intro: product has not been launched yet; ?: product was
launched but success could not yet been judged)

Fig. 2: Results from 9 RDM applications in evaluation study
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them change their thoughts. It is also possible that other revenues compensate for not gaining
new thoughts, for example the experience that the project team is teaming up more than be-
fore.

Within the RDM risks are being identified through individual interviews with members of the
project team and relevant persons outside the team. A trigger list with potential critical issues
has been developed and is used in the identification process. The RDM interview protocol im-
plies that before respondents are interviewed the triggerlist is provided to them. The list is
meant as a stimulus for recognizing the risks in the project they are interviewed for. At the end
of the interview the interviewer asks the respondent to look once more at the triggerlist to see
whether there are still issues that require to be addressed. The evaluation study shows that the
interview is a powerful stimulus to think of risks people had not thought of before. Comments
project managers made support this outcome. They said: “The non-judgmental role of the in-
terviewer was very stimulating”, “I was forced to explain the project”.

On the stimulating effect of the trigger list project managers have a much more differentiated
opinion. Five out of the nine replied that the trigger list did not stimulate them to think of  risks
they had not been thinking of before. Explanations included for the no’s: “No, but it clarified
what I was thinking already”, “No, the risks were already clear from my perspective”. And for
the yes’s: “Yes, forced me to think about everything that can go wrong, rather than only about
the area I am familiar with”, “Yes, helps people think also of all the awkward questions about
areas they do not know anything about”, “Yes, forces you to think cross-functionally”.

For specific reasons the plenary risk management session has not been carried out in two
out of the nine projects. The seven project managers who reported that such a session was
part of their process, were unanimously positive on the usefulness of the meeting. Comments:
“We got everyone together again and we had an open discussion”; “Extremely useful; dragged
out a lot of new information for the project team; input from lonely voices became known”. 

A question of special importance in this evaluation relates to the extent that RDM did elicit all
the main risks. Three out of the nine project managers said that by hindsight not all the main
risks were anticipated by RDM. In the first of these projects two risks were not anticipated:
Two projects were fighting in an unmanaged way for the same market window, and how well
founded the concept for the new product was. The reasons why these risks were not identified
were, concerning the rivalry issue: “The focus was on our project; asked much about details
of project instead of about broader issues”, and regarding the concept issue: “Too emerged in
project. Took it for granted”. Could the issues have been anticipated at that moment in time?
Project manager:  “Yes, they could have”. Did missing these issues affect the success of the
project? Project manager: 3 on a scale from 1 to 10.

In the second of the three projects for which a project manager indicated that the RDM failed
to elicit all risks, one main risk was not anticipated: Problems regarding regulatory approval in
different countries. By hindsight the reason was lack of experience within the team with this
item. Could the issue have been anticipated at that moment? Project manager: “We did not
make as much use of external experts as we should have done”. Impact on the success of the
project: 3 on a scale from 1 to 10. “The delay was not crucial in the end.”

In the last of the three projects two risks were not anticipated: Not recognizing that consumers
do not like big packs for the product involved, and not having foreseen that competitors would
challenge the product function. According to the project manager the consumer acceptance
issue was not seen because of a cultural problem: “There was a strong habit to walk away after

summary
Although it is widely recognized 
that new product development is 
inherently risky, to maintain and 
enhance their competitiveness an 
increasing number of companies 
must regularly launch new or 
improved products. A systematic 
risk identification and manage-
ment approach on the basis of a 
sound conceptualization was still 
lacking. In this paper researchers 
from the Eindhoven University of 
Technology are describing the 
Risk Diagnosing Methodology. 
They have developed the RDM in 
years of mutual collaboration with 
different multi-national com-
panies. The approach concept-
ualizes risks as gaps between 
available and required knowledge, 
skills and experiences. Gaps can 
relate to technology, organization, 
finance and marketing. A project 
becomes risky if a project team’s 
ability to successfully bridge one 
or more of these gaps is un-
certain, not controllable, yet 
indispensible for the eventual 
success of the project. In the RDM 
approach such gaps are identified 
via individual interviews. The 
outcomes of the interviews are 
input for a plenary session in 
which the identified risks are 
being discussed and risk manage-
ment plans are being made to 
avoid the risks from yeopardizing 
the success of the project. Finally 
these plans are inserted into the 
project planning. 
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launch without looking into the future; as a consequence no plans had been made to develop a
more acceptable pack.“ The competitor’s challenge was not anticipated because the team had
no proactive approach for legal challenges. Could these issues have been foreseen? Project
manager: “Yes, because we make these mistakes all the time.” The impact of the first issue: 
9 (out of 10) and of the second issue: 3. 

The project managers were also asked to formulate what they see as the benefits of RDM.
Their answers are summarized in figure 3.

Conclusion

The overall conclusion of the evaluation study can be that users see the RDM as useful for the
performance of their new product development project. The method helps teams recognize
most of the risks and focus minds. The RDM could be blamed for not having recognized all
main risks in all projects. But this omission could also be seen in another perspective. Risk
identification is inherently subjective, bound as it is to the ability and readiness of members of
the organization to perceive and report potential threats. The project managers report that they
perceive very positive group effects: individuals say what they think and teams develop more
focus after RDM has been applied to their project. The assumption might be that the greatest
problem in risk identification is not people’s readiness but their ability to perceive and report
risks. When the project manager of the above mentioned project states that there is a cultural
problem, he refers to the need to reflect on the organizational routines. RDM has deliberately
been designed to encourage individuals and teams to do so. The evaluated cases show that
this is difficult to achieve. Those who are responsible for risk identification and risk manage-
ment in complex projects have to recognize that absolute certainty about risks is beyond
reach. Repeatedly applying RDM and critically evaluating the results after projects have been
completed - with success or failure – provides knowledge about the risks that are company
specific and can highlight the blind spots members of the company family inevitably incur after
longer or shorter time. 
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1. Interviews are key. RDM should be integrated into full project life cycle.

2. Involvement of senior management in process gave a broader perspective to potential risks.
Surprised that so many high level people were forced to sit down for two hours to think about
the project.

3. It is a formal and non-blame way of getting out risk issues.

4. Essential team tool for identifying and managing risks.

5. One of the most useful initiatives we have had. Tool for focusing project team’s minds and
communicating things in an effective manner.

6. RDM helps to get team ownership of problems and faces problems in holistic way.

7. A safety net to slow the business down in a positive way; it stops teams who mean hurting the
company.

8. It gives all the team members an equal say in what the risks are; it makes it difficult for
problems to be ignored.

9. It gets the team talking.

Fig. 3: Testimonials about benefits of RDM from nine project managers
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Wissensbilanzierung
Ein neues Berichtswesen für Forschungsorganisationen und
Hochschulen

Wissensbilanzierung hat zum Ziel, in Ergänzung zum klassischen Geschäftsbericht Informa-
tionen über die immateriellen Vermögenswerte, wie Forschung und Entwicklung, Humanka-
pital oder Kooperationsbeziehungen in einem eigenen Bericht aufzubereiten. Ausgehend
vom skandinavischen Raum haben Unternehmen begonnen, Wissensbilanzen – im Engli-
schen als Intellectual Capital Reports bezeichnet – zu erstellen. Diese neue Form des Be-
richtswesens hat nicht nur für wissensintensive Wirtschaftsunternehmen sondern auch für
den Forschungsbereich und für Hochschulen Anwendungspotenzial. Als erste Organisationen
im deutschsprachigen Raum haben die Forschungsorganisation Austrian Research Centers
und das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt begonnen, Wissensbilanzen zu publizie-
ren. Hier sollen der Hintergrund und die ersten Erfahrungen der beiden Forschungsorganisa-
tionen mit dem Instrument der Wissensbilanz sowie ihr geplanter Einsatz im Hochschulbe-
reich beschrieben werden.

In den letzten Jahren ist eine Veränderung im Wertschöpfungsprozess der Wirtschaft festzuma-
chen, die durch die zunehmenden Investitionen von Unternehmen in weiche Faktoren, wie Hu-
manressourcen, Forschung und Entwicklung (FuE), Organisationsentwicklung, Software und
Markenaufbau charakterisiert ist. Diese Investitionen können als immaterielle Investitionen ver-
standen werden, die in den überwiegenden Fällen im Zusammenhang mit dem Aufbau und
Transfer von Wissen stehen. Internationale Statistiken zeigen, dass die immateriellen Investitio-
nen im Vergleich zu den materiellen Investitionen, wie etwa in Gebäude und Maschinen, seit Be-
ginn der neunziger Jahre höhere Wachstumsraten aufweisen (OECD 1999). Angesichts der ge-
stiegenen Bedeutung von immateriellen Ressourcen für Wettbewerbsfähigkeit und Wachstum,
stehen Unternehmen vor der Aufgabe, diese Investitionen zu erfassen, zu bewerten und zu ma-
nagen. Unternehmen sind dabei zunehmend gefordert, externen Stakeholdern Informationen
über die Entwicklung der immateriellen Vermögenswerte (Intangible Assets) bereit zu stellen,
die damit bessere Investitionsentscheidungen treffen können. Darüber hinaus werden bei der Er-
stellung von Wissensbilanzen aber auch Informationen für Managemententscheidungen bezüg-
lich immaterieller Vermögenswerte bereitgestellt.

Bewertung von immateriellen Vermögenswerten 

Im Gegensatz zur Erfassung von materiellen Vermögensbeständen im Rahmen des Rechnungs-
wesens und der Publikation in Form des Jahresabschlusses, liefert das klassische Rechnungs-
wesen für die Aufgabe der Erfassung und Bewertung von immateriellen Vermögensbeständen
kaum Informationen. Mit dem Ziel der finanziellen Bewertung dieser Vermögenswerte stößt
das betriebswirtschaftliche Instrumentarium vielfach an seine Grenzen. Aufgrund zahlreicher
Mess- und Bewertungsproblematiken dürfen diese Investitionen in den überwiegenden Fällen
handelsrechtlich nicht in der Bilanz kapitalisiert werden sondern sind als Aufwendungen in der
Gewinn- und Verlustrechnung auszuweisen. Dies gilt etwa für Investitionen in F&E, deren Zu-
kunftswert unsicher ist und für die noch keine Produkte existieren, aus denen ein Marktpreis zur
Bewertung abgleitet werden könnte.
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I N S T R U M E N T E

Wissen ist die wichtigste Ressource von Forschungs-
einrichtungen und Hochschulen. Die Wissensbilanz ist
ein nutzenbringendes Instrument zur transparenten
Steuerung dieser Ressource.

Foto: Archiv
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Gefordert sind zusätzliche, auch nichtfinanzielle Informationen, Bewertungsverfahren und Kenn-
zahlen, die Auskunft über die Entwicklung der immateriellen Unternehmensressourcen und -pro-
zesse geben. Jüngere Ansätze, wie die Balanced Scorecard, haben Anfang der neunziger Jahre
einen wegweisenden Schritt gesetzt, die auch die Entwicklung von Wissensbilanzen befruchtet
haben.

In Theorie und Praxis wurden unterschiedlichste Ansätze zur Erfassung und Bewertung von
immateriellen Vermögenswerten im Rahmen von Wissensbilanzen vorgestellt. Da eine finanziel-
le Erfassung und Bewertung schwierig ist, werden meist finanzielle und nichtfinanzielle Indika-
toren innerhalb eines Systems ausgewiesen. Bei diesen Indikatorsystemen werden Bestände
und Bestandsveränderungen von immateriellem Vermögen durch unterschiedlichste Größen
(zum Beispiel Kundenzufriedenheit, Mitarbeiterfluktuation, IT-Zuverlässigkeit) erfasst. Auch
qualitative Beschreibungen kommen dabei zur Anwendung. Differenziert werden unterschied-
liche Formen immaterieller Vermögenswerte beziehungsweise intellektuellen Kapitals. Der An-
satz von Skandia und der Intangible Asset Monitor von Sveiby liefern verschiedene Kategorien,
innerhalb derer Indikatoren zur Abbildung von immateriellen Vermögensbeständen entwickelt
werden (Edvinsson 1996, Sveiby 1997). Bei diesen Klassifikationen werden etwa Humankapi-
tal, Strukturkapital, Kundenkapital und Innovationskapital kategorisiert. Darüber hinaus wird
versucht, diese Kennzahlen differenziert auszuweisen, um den Bestand, die Bestandsverände-
rung und die Auswirkungen von immateriellen Vermögenswerten auf den Unternehmenserfolg
darzustellen.

Wissensbilanzierung für Forschungsorganisationen

Im Vergleich zu Industrie- und Dienstleistungsunternehmen spielt in Forschungseinrichtungen
Wissen seit jeher eine zentrale Rolle. Es liegt daher nahe, das Instrument der Wissensbilanzie-
rung auch in Forschungsorganisationen anzuwenden. Zudem haben diese, bedingt durch die
Überführung in neue Rechtsformen, vermehrt Jahresabschlüsse zu publizieren. Aufgrund des
hohen Anteils immaterieller Investitionen und ihrer häufigen Non-Profit-Ausrichtung scheint es
hier besonders wichtig, neben der klassischen Bilanz auch zusätzliche Informationen aufzube-
reiten. Der Umstand, dass Forschungszentren nur einem beschränkten Adressatenkreis be-
richtspflichtig sind, nehmen auch Brockhoff und Gerwin (2001) zum Anlass, um eine erweiter-
te Berichtslegung von Forschungsorganisationen zu fordern, bei dem auch detaillierte Anga-
ben über Investitionen in Forschung und Entwicklung zu machen sind.

Im Forschungsbereich eingesetzt, kann Wissensbilanzierung der Forderung nach erhöhter
Transparenz nachkommen: Die öffentliche Hand als Eigentümer und andere Stakeholder von
Forschungsorganisationen fordern zunehmend Informationen über die Effizienz der eingesetz-
ten Mittel und die Effektivität der Zielerreichung. Wissensbilanzierung hat in diesem Kontext
zum Ziel, immaterielle Investitionen – also vornehmlich Investitionen in Forschung und Ent-
wicklung – und die dadurch erbrachten Leistungen in einem Berichtssystem zu erfassen. 

Im deutschsprachigen Raum hat die Austrian Research Centers GmbH (ARC) als erste For-
schungsorganisation im Jahr 1999 begonnen, eine Wissensbilanz zu erstellen. Zur Zeit wird an
der vierten Wissensbilanz für das Geschäftsjahr 2002 gearbeitet. Seit 2000 erstellt auch das
Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR) jährlich eine Wissensbilanz. Beide Un-
ternehmen verwenden dabei das für die spezifischen Bedürfnisse des Forschungsbereichs
konzipierten ARC-Wissensbilanz-Modell und weisen teilweise auch identische Kennzahlen aus,
was einen gemeinsamen Vergleich und gegenseitiges Lernen ermöglicht.
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summary
Research organisations and 
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new challenges caused by new 
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of their most valuable resources, 
i.e., their intangible ones. 
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Das Wissensbilanz-Modell der ARC nimmt die in einem EU-Projekt (MERITUM 2001) vorgestell-
te Klassifikation in Human-, Struktur-, und Beziehungskapital auf und integriert diese in eine pro-
zessorientierte Betrachtung, in der das intellektuelle Kapital als Teil des unternehmerischen Wert-
schöpfungsprozesses dargestellt wird (Abbildung 1). Dabei werden zusätzlich zum intellektuellen
Kapital die Kernprozesse – bei ARC Auftragsprojekte und Programmforschung – sowie Ergebnis-
se dieser Forschungstätigkeit ausgewiesen (Abbildung 1). Das intellektuelle Kapital stellt in die-
sem Modell somit den Input für den Wertschöpfungsprozess des Unternehmens dar. Die Wis-
sensziele, die aus den allgemeinen Unternehmenszielen abgleitet werden, geben dabei den Rah-
men für die Entwicklung des intellektuellen Kapitals vor. Für die einzelnen Elemente des Modells
werden sodann finanzielle und nicht-finanzielle Indikatoren ausgewiesen.

Die Wissensbilanzen der ARC und des
DLR beruhen auf einem Satz von rund 70
Indikatoren, die zum größten Teil auf in-
tern verwendeten finanziellen und nicht-
finanziellen Indikatoren aus dem Rech-
nungswesen, der Personalentwicklung,
der Qualitätssicherung, Strategieentwick-
lung und dem Forschungsmanagement
beruhen. Diese Indikatoren werden zu-
mindest jährlich erhoben und im Rahmen
der Erstellung der Wissensbilanz teilweise
aggregiert und interpretiert. Neben der In-
terpretation dieser quantitativen Größen
werden aber auch qualitative Bewertun-
gen vorgenommen. 

Wissensbilanzierung für Hochschulen 

Wissensbilanzierung ist vor allem für Organisationen mit einem hohen Anteil immaterieller
Investitionen von Bedeutung, dementsprechend groß ist auch das Anwendungspotenzial für
Hochschulen. Diese stehen in vielen Ländern aktuell in einem Transformationsprozess, der ge-
kennzeichnet ist durch die Implementierung neuer Finanzierungsmodelle und der Gewährung
erhöhter Autonomie von Seiten des Staates. Dieser Prozess wird auf gesamteuropäischer Ebene
durch politische Initiativen getragen, wie etwa der Bologna-Deklaration, die von Hochschulen
fordern, ihre Leistungen vermehrt transparent darzustellen und zu kommunizieren.

Dieses Potenzial erkennend, hat das österreichische Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Kunst ein Projekt in Auftrag gegeben, um konzeptionelle Grundlagen und ein Modell
für die Wissensbilanzierung von Hochschulen zu entwickeln (Leitner u.a. 2001). Die Notwen-
digkeit für ein derartiges Berichtswesen wurde im Rahmen der Neuorganisation der österreichi-
schen Hochschulen offensichtlich. Ähnlich wie bei angestrebten oder bereits realisierten Hoch-
schulreformen in anderen Ländern, wird in Österreich künftig eine Allokation von Globalbudgets
anhand mehrjähriger Leistungsverträge erfolgen. Die erhöhte Autonomie der Hochschulen
schafft nun einen erweiterten Handlungsspielraum, entsprechend sind entscheidungsunterstüt-
zende Instrumente notwendig. Die Wissensbilanz für Hochschulen soll hier zwei Funktionen er-
füllen: Sie stellt erstens eine Datenbasis zur Verfügung, welche die Hochschulen aufgrund der
zunehmenden Unabhängigkeit für ihre Entscheidungsfindung und Profilbildung benötigen und
fungiert zweitens als ein Berichtsinstrument für das zuständige Ministerium und das Parlament.
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Abb. 1: Wissensbilanzmodell der Austrian Research Centers   
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Im Juli 2002 wurde im Rahmen des neu verabschiedeten Universitätsorganisationsgesetztes
auch gesetzlich verankert, dass österreichische Hochschulen zukünftig Wissensbilanzen zu er-
stellen haben: Sie sollen über ihr Intellektuelles Kapital (Human-, Beziehungs-, und Strukturkapi-
tal), über ihre gesellschaftlichen und selbst definierten Ziele, über Strategien sowie ihre Output-
größen berichten. Zur konkreten Ausgestaltung wurden keine Vorgaben gemacht, es wurde je-
doch ein funktionales Modell vorgestellt, das ähnlich wie das ARC-Modell ebenfalls einer
Prozesslogik folgt (Abbildung 2).

Wissensbilanzen sind zukünftig für die gesamte Hochschule zu erstellen. Längerfristig wird es
aber zweckmäßig sein, diese auch auf Institutsebene einzuführen, um damit den Prozess der
Zielbildung zu unterstützen. Die hier vorgestellte Differenzierung der Leistungsprozesse umfasst
die wichtigsten Aufgaben der Hochschulen, beginnend mit Forschung und Lehre, die die
primären Leistungsprozesse jeder Hochschule darstellen. Im Rahmen der Entwicklung haben
Hochschulen entsprechend der selbst definierten und vom Eigentümer festgelegten Ziele
Schwerpunkte zu formulieren und geeignete spezifische Indikatoren zu definieren. Vom Ministe-
rium werden hierfür einige für alle verpflichtende Indikatoren vorgegeben – ein Teil davon wird
schon heute erhoben –, der Rest kann individuell definiert werden.

Als Steuerungs- und Kommunikationsinstrument unterscheidet sich die Wissensbilanz von an-
deren ähnlichen Instrumenten wie Leistungsrechnung, Hochschulcontrolling oder Evaluierung
dadurch, dass sie explizit auf das intellektuelle Kapital, die Leistungsprozesse und Wirkungen
eingeht und versucht, diese innerhalb eines Systems zu erfassen und zu bewerten (Ein Vergleich
dieser Instrumente findet sich bei Leitner 2002.).

Neben der bereits weit fortgeschrittenen Entwicklung in Österreich haben auch in anderen Län-
dern Forschergruppen und Hochschulverwaltungen begonnen, Entwicklungsprojekte durchzu-
führen. Überdies hat die European Association for Research Management und Administration
(EARMA) und die European Society for Strategic Management of Universities (ESMU) begonnen,
das Thema zu diskutieren, und einen Arbeitskreis zur Bewertung von immateriellen Vermögens-
werten eingerichtet. 
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Betriebliche Praxis und kritische Momente

Die internationalen Erfahrungen von Unternehmen, die diese neuen Formen des Berichtswe-
sens implementiert haben, zeigen, dass Eigentümer und Finanzierungsinstitutionen angespro-
chen werden, aber auch Informationen zur Steuerung der Investitionen in immaterielle Vermö-
gensbestände aufbereitet werden (Mouritsen u.a. 1998). Dies hat sich auch bei den Austrian
Research Centers gezeigt. So wird im Rahmen der Interpretation der Indikatoren etwa der
Frage nachgegangen, wie stark interne Abteilungen miteinander kooperieren, wie sich die Netz-
werke mit Universitäten entwickeln, welche Forschungsergebnisse in Form von Prototypen
und Publikationen erzielt werden, wie stark Aus- und Weiterbildung in Anspruch genommen
wird und Ähnliches. Der Implementierungsprozess innerhalb der ARC und des DLR hat auch
demonstriert, dass gerade der Prozess der Implementierung selbst einen hohen Nutzen dar-
stellt, wenn etwa im Rahmen der Entwicklung von Indikatoren eine modellgeleitete Diskussion
über Unternehmenswerte, die strategische Ausrichtung und Forschungsziele erfolgt. Die Wis-
sensbilanz ist damit zugleich Kommunikationsinstrument nach außen, indem etwa Unterneh-
menswerte und Leistungen kommuniziert werden; sie ist auch internes Steuerungsinstrument.
Im Fall von ARC und DLR wird ein Großteil der in der Wissensbilanz ausgewiesenen Indikato-
ren im Rahmen interner Managementprozesse verwendet und auch disaggregiert, um inter-
ne Vergleiche zu ermöglichen.

Die Bewertung der unterschiedlichen Elemente und Indikatoren des Wissensbilanzmodells er-
fordert grundsätzlich die Auseinandersetzung mit organisatorischen Zielen und dem spezifi-
schen Kontext. Erst die Existenz klarer organisatorischer Ziele ermöglicht die Definition von
aussagekräftigen Indikatoren und bewahrt vor einem Konvolut von Indikatoren. Mittels ausge-
wählter Indikatoren kann überdies auch die Zielerreichung gemessen werden. Diese Zielvorga-
ben ermöglichen die Interpretation, schränken aber gleichzeitig die Verallgemeinerbarkeit ein.
So kann die Anzahl der Publikationen eines anwendungsorientierten Forschungsunternehmens
nicht mit einer Hochschule verglichen werden. Dies ist überdies von der Forschungsdisziplin
abhängig. Darüber hinaus läuft man insbesondere bei einer geringen Anzahl von Indikatoren
Gefahr, dass bei den Mitarbeitern Anreize geschaffen werden, die ausschließlich zu einer Opti-
mierung dieser Indikatoren führen.

Ein wesentlicher Vorteil der Wissensbilanz liegt darin, komplexe Zusammenhänge darzustellen
und damit eine Diskussionsgrundlage für Management und Steuerung bereitzustellen. Zum
derzeitigen Entwicklungsstand kann mit Hilfe von Wissensbilanzen jedoch noch kein kausaler
Zusammenhang zwischen Inputs und Outputs nachgezeichnet werden. 

Fazit

Angesichts der Veränderung des Wissenschaftssystems, des steigenden Wettbewerbs um
Forschungsmittel und der steigenden Autonomie vieler Forschungs- und Bildungseinrichtun-
gen sowie dem damit verbundenen Handlungsspielraum, benötigen Forschungsorganisatio-
nen und Hochschulen neue Instrumente zur transparenten Steuerung ihrer wichtigsten Res-
source: Wissen. Wissensbilanzen können Forschungsorganisationen, Institute und Hochschu-
len unterstützen, ihre Investitionen in immaterielle Vermögenswerte, Forschungsprozesse und
Ergebnisse bewusster und transparenter zu managen sowie Informationen an Eigentümer, Ko-
operationspartner, Forschungsförderer und andere zu kommunizieren. Zukünftig besteht die
Aufgabe darin, die methodischen Grundlagen weiter auszubauen sowie einheitliche und aussa-
gekräftige Indikatoren zu definieren, um Aufbau, Aussagekraft und Vergleichbarkeit von Wis-
sensbilanzen zu erhöhen.
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I N N O V A T I O N S M A N A G E M E N T

Früherkennung, Analyse, Bewertung und Implemen-
tierung sind die Elemente des Innovationsprozesses.

Foto: Archiv

Axel Zweck
Zur Gestaltung technischen Wandels
Integriertes Technologie- und Innovationsmanagement (ITIM) 
begleitet Innovationen ganzheitlich

Gemeinwesen und gesellschaftlichen Institutionen wie Unternehmen eröffnet die wis-
senschaftlich-technische Entwicklung ständig wachsende Gestaltungsspielräume. Zu-
gleich wächst die Herausforderung, sich trotz des globalen Wettbewerbs nachhaltigen
Zielen zu verschreiben und auf diesem Weg das Wohlergehen künftiger Generationen
zu sichern. Aus der sozialwissenschaftlichen Wissenschafts- und Technikforschung
wissen wir, dass es einen Technikdeterminismus nicht gibt. Innovationen lassen sich
gestalten. Gestaltungsspielräume, die sich dem Menschen durch Technik eröffnen,
sind daher für moderne Gesellschaften zu einem, vielleicht dem entscheidenden, ge-
sellschaftlichen Instrument geworden, um den wachsenden Herausforderungen des
globalen Wandels zu begegnen.

Erfolgreich gestalten und moderieren vermag nur jene Gesellschaft, die frühzeitig wissen-
schaftlich-technische Potenziale erkennt, sie unter Berücksichtigung möglicher Risiken für
sich akzeptabel realisiert und zugleich im wirtschaftlichen wie nachhaltigen Sinn effizient ein-
zusetzen vermag. Das gilt auch für Wirtschaftsunternehmen. Gesellschaften, die in ihrem Den-
ken und Handeln auf diese Herausforderungen vorbereitet sein wollen, müssen in der Technik-
und Zukunftsaufgeschlossenheit wie auch in der Bildungsbereitschaft und -fähigkeit deutlich
mehr als Mindeststandards erfüllen. Die Anforderungen an die Gestaltung wissenschaftlich-
technischer Innovationen wachsen auch, weil in der Gesellschaft ein Risikodiskurs Einzug ge-
halten hat. Gesellschaftliche Problemlagen werden auf riskante Entscheidungen einzelner Insti-
tutionen und Personen zurückgeführt. Fast jedem Bürger ist der Gedanke präsent, dass im
Prinzip heutige Entscheidungen das Schicksal kommender Generationen prägen.

Derartige Anforderungen an das Gestalten technischen Wandels sind nur einzulösen,
wenn beim Betrachten moderner Gesellschaften differenzierte Beschreibungen zu Grunde
gelegt werden. Sozialwissenschaftliche System- und Differenzierungstheorien beschreiben
moderne Gesellschaften als Gebilde, die weder in institutioneller noch moralischer Art ein
Zentrum oder eine hierarchische Spitze besitzen. Statt dessen haben sie Teilsysteme aus-
gebildet, die primär Eigenlogiken gehorchen und eine entsprechende Eigendynamik entfal-
ten (Luhmann 1984). Diese Eigenlogiken nehmen zumindest in der Frühphase ihrer Aus-
differenzierung auf Resonanzen, die ihr Handeln mit anderen gesellschaftlichen Teilsyste-
men, das heißt in ihrer gesellschaftlichen Umwelt, erzeugt, geringe Rücksicht. Sie besitzen
dafür ein nur eingeschränktes Sensorium. Die Gesellschaft hat sich – so im Soziologen-
Deutsch – in autonome Teilsysteme ausdifferenziert, sie ist polyzentrisch geworden.

Diese Ausdifferenzierung ist per se kein Problem, im Gegenteil, sie ist charakteristisches
Merkmal für die evolutive Dynamik pluralistischer Gesellschaften. Der Erfolg pluralisti-
scher Gesellschaften zeigt, dass selbst nicht intendierte Nebeneffekte der Differenzierung –
wie der Verlust des zentralen Steuerungszentrums – nicht nur bewältigt werden, sondern
neue Kräfte freisetzen. Heutige Industriegesellschaften westlicher Prägung haben ein viel-
fältiges Instrumentarium von Vermittlungs- und Moderationsformen entwickelt, um Ver-
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ständigung und Abstimmung zwischen ihren Teilsystemen, deren immanenten Logiken
und deren organisierten Interessen sicherzustellen (Münch 1984). In der technologiepoliti-
schen Praxis bedeutet diese Vermittlung, die wissenchaftlich-technische Entwicklung
durch politisch(-adminstrative) Maßnahmen und Institutionen zu fördern. Fördern heißt
hier (mit-)gestalten, nicht aber planen oder steuern. Für die Praxis der Entwicklung von
Technik und Gesellschaft stellt sich damit die Frage nach Gestaltungsmöglichkeiten, die
dem Gemeinwohl im technisch-wissenschaftlichen Innovationsgeschehen ohne planeri-
sches Kanalisieren nachdrücklich Geltung verschaffen.

Integration als Schlüsselelement

In Innovationsmanagement und Innovationspolitik haben sich zahlreiche technikbeglei-
tende Ansätze wie beispielsweise die Technologiefrüherkennung oder die Technikfolgenab-
schätzung entwickelt, die im Auftrag der Politik wie der Wirtschaft einen Beitrag zur Ge-
staltung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts leisten. Problematisch ist, dass
diese Maßnahmen in der Regel von verschiedenen „communities“ gepflegt und unzurei-
chend miteinander verknüpft sind. 

Angesichts erhöhter Ansprüche an die Gestaltung technischer wie sozialer Innovationen ist
ein erweitertes Instrumentarium erforderlich, das die soziologisch abgeleitete Idee des
Gestaltens durch Vermittlung praxisorientiert handhabbar macht und zugleich konstruktiv
zum Innovationsprozess beiträgt. In den vergangenen Jahren zeigten sich in der Theorie
der Technikforschung (Dierkes/Hoffmann 1992; Rammert 2000) als auch für die Praxis
technikbegleitender Maßnahmen (Servatius 1985, Ewald 1989, Kuhlmann 1999, Gerpott
1999, S. 58f.) Forderungen nach einer derartigen, den gesamten Innovationsprozess be-
gleitenden Moderationsaufgabe. Die im Rahmen dieses Beitrags als Integriertes Technolo-
gie- und Innovationsmanagement (ITIM) vorgeschlagene Moderation verknüpft frühzeitiges
Identifizieren, unterstützendes Begleiten und Minimieren nicht intendierter Risiken mit einer
dadurch bewirkten zielgerichteteren Förderung der (technischen) Innovation.

ITIM basiert auf einer moderierten Verknüpfung technikbegleitender Maßnahmen. Ziel ist
ein Effizienzgewinn für die Einzelmaßnahmen: Bisher zu beobachtende Blockierungen oder
Verzögerungen durch widerstreitende Forderungen etwa aus Technikfolgenabschätzung
und Technologiefrüherkennung werden durch frühzeitiges Rückkoppeln mit dem Innova-
tionsprozess im Sinne einer tatsächlichen Technikgestaltung aufgelöst oder zumindest
aufgefangen. Dies ermöglicht dann einen zweiten gewünschten Effekt: Der Entscheidungs-
träger in Wirtschaft, Politik und politischer Administration verfügt zu jedem Zeitpunkt des
Innovationsprozesses über den aktuellen Stand an Handlungsoptionen oder möglichen
Hemmnissen. Eine Besonderheit dieses quasi „Online“-Wissens ist, dass es nicht – wie oft
üblich – speziell für den Entscheidungsträger erarbeitet wird, sondern als Nebenprodukt
der Integration technikbegleitender, innovationsstützender Maßnahmen entsteht. Integrier-
tes Technologie- und Innovationsmanagement verspricht daher ein wesentlich aktuelleres
und praxisnäheres Bild des aktuellen Standes von Innovationsprozessen als bisher. Dies
spart knappe Ressourcen, vermindert die Gefahr abgehobener evaluativer Betrachtung
ohne fachliches Orientierungswissen und ermöglicht zeitnahe Reaktionen auf Entschei-
dungsebene. Es ermöglicht eine konstruktive, das heißt weder restriktive noch ex post-ori-
entierte Gestaltung von Technik.

Ein Beispiel aus der Nanotechnologie soll verdeutlichen, wie das ITIM-Konzept in der
Praxis begleitend wirksam werden kann. Die Nanotechnologie gilt allgemein als Schlüssel-

In Innovationsmanagement und 
Innovationspolitik haben sich zahl-
reiche technikbegleitende Ansätze 
wie beispielsweise die Technolo-
giefrüherkennung oder die Tech-
nikfolgenabschätzung entwickelt, 
die im Auftrag der Politik wie der 
Wirtschaft einen Beitrag zur 
Gestaltung des wissenschaftlich-
technischen Fortschritts leisten. 
Problematisch ist, dass diese 
Maßnahmen in der Regel von 
verschiedenen „communities“ 
gepflegt und unzureichend 
miteinander verknüpft sind.
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technologie unseres Jahrhunderts, die zahlreiche tief greifende Innovationen verspricht,
aber der Gesellschaft auch grundsätzliche Stellungnahmen und Weichenstellungen abfor-
dert. Entscheidungsträger und Stakeholder aus Wirtschaft und Gesellschaft müssen daher
frühzeitig auf diese Entwicklungen aufmerksam gemacht und vorbereitet werden, um in-
formierte Entscheidungen darüber zu treffen, welche Chancen wahrgenommen und welche
potenziellen Risiken beachtet und gegebenenfalls ausgeschlossen werden müssen. Ein
Nebeneinander unverbundener technikbegleitender Instrumente würde hier Zeit, Ressour-
cen und Handlungsspielräume verschenken.

Im Folgenden werden die im Rahmen von ITIM verknüpften Instrumente geschildert. Das
sich anschließende Beispiel der Nanotechnologie verdeutlicht, wie der Nutzen für die Pra-
xis aussieht.

Instrumente von ITIM

In der Technologiefrüherkennung werden aussichtsreiche Ansätze für neue Technologien
frühzeitig erfasst, vergleichend bewertet und Maßnahmen vorgeschlagen, welche deren
Entwicklung fördern. Im Prinzip werden die Phasen Identifikation, Bewertung und Umset-
zung unterschieden (Zweck/Mengel 1999, Zweck 2002). Im Sinne des ITIM ist ein frühzei-
tiges Einbinden technikbewertender Elemente (siehe unten) essenziell, auch um dem be-
kannten Dilemma des geeigneten Startzeitpunktes technikbewertender Aktivitäten zu ent-
gehen (Collingridge 1980) (Abbildung 1).

Ein ausgereiftes innovationsbegleitendes Instrumentarium bietet mittlerweile die Technik-
folgenabschätzung oder – allgemeiner gesprochen – die Technikbewertung, neuerdings
auch mit veränderter Akzentsetzung als Innovations- und Technikanalyse bezeichnet
(Brüntink 2001). Technikfolgenabschätzung bezeichnet einen Prozess der Abschätzung
von Chancen und Risiken, die aus einer neuen Technik folgen. Die Abschätzung ist breit
angelegt. Sie versucht, mögliche gesellschaftliche, wirtschaftliche, politische, kulturelle,
ökologische, ethische und juristische Folgewirkungen auf primärer wie sekundärer Ebene
zu erfassen. Eingeschlossen ist ein Abgleich mit gesellschaftlichen Werten und Normen,
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wissenschaftlich-technische Entwicklung

Innovationsfördernde und technikbegleitende Maßnahmen
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Fore-
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EvaluationTATF

 •  werden aufeinander abgestimmt
 •  werden aufeinander aufbauend miteinander verzahnt
 •  haben den gewünschten beschleunigenden Effekt
 •  Akteure werden moderiert
 •  Synergien werden möglich
 •  Handlungsoptionen und zeitnahes Orientierungswissen werden erzeugt

TF = Technologiefrüherkennung
TA = Technikfolgenabschätzung
TT = Technologiestransfer

Abb. 1 : Innovationsfördernde und technikbegleitende Maßnahmen



die durch die neue Technik tangiert beziehungsweise zur Bewertung der Technik zu Rate
gezogen werden.

Technologietransfer zielt auf das Umsetzen von Ergebnissen der Grundlagenforschung in
industrielle Anwendungen. Er umfasst Maßnahmen, die dieses Umsetzen schneller und rei-
bungsfreier gestalten. In klassischer Perspektive wird Technologietransfer – überspitzt for-
muliert – als Einbahnstraße zwischen Technologiegeber und Technologienehmer konzipiert.
Aus Sicht des ITIM greift dieser Ansatz zu kurz. Technologietransfer hat eher Aussicht auf
Erfolg bei einem frühzeitigen, wechselseitigen Dialog zwischen Technologiegeber („push“
aus der Wissenschaft und Forschung) und Technologienehmern („pull“ aus Wirtschaft und
Gesellschaft; bidirektionaler Technologietransfer). Damit wächst die Chance, jene Hürden zu
nehmen, die dem traditionellen Technologietransfer gewöhnlich entgegenstehen.

Evaluation bezeichnet eine Erfolgskontrolle, die prüft, ob und in inwieweit die anvisierten
Ziele durchgeführter Maßnahmen erreicht wurden (Kuhlmann/Holland 1995). Evaluationen
werden durch Umsetzungsanalysen ergänzt, die die (Miss-)Erfolgsfaktoren für wirtschaft-
liche und politische Maßnahmen untersuchen und spezifizieren, welche Randbedingungen
zu schaffen und welche Anreize zu setzen sind, damit das Potenzial einer Innovation erfol-
greich realisiert werden kann. In Theorie und Praxis der Evaluation sind zur Zeit Trends
auszumachen, die dem ITIM den Boden bereiten. Evaluation wird heute immer weniger als
statische Erfolgskontrolle begriffen. Vielmehr geht es um Verständigungs- und Verhand-
lungsprozesse zwischen den Akteuren des Innovationsgeschehens. Erzielt werden sollen
nachvollziehbare und vor allem prozessbegleitende Lernerfahrungen. 

Die angeführten Beispiele technikbegleitender Maßnahmen machen deutlich, dass sie –
und verstärkt im Rahmen eines ITIM – nicht lediglich den Innovationsprozess selbst be-
treffen. Nicht minder entscheidend sind Wechselwirkungen von Innovationsprozess (und
damit den Begleitmaßnahmen) und gesellschaftlichen Wahrnehmungen beziehungsweise
dem Willen des Bürgers, am Betrachten, Formulieren und Mitgestalten gesellschaftlicher
Zukunftsvisionen Teil zu haben. Die folgenden Aspekte spielen als antizipierende und parti-
zipative Konzepte in ITIM hinein. 

In den vergangenen Jahren sind das Ermitteln des gesellschaftlichen Bedarfs wie auch
Fragen der Akzeptanz von Technik in das Blickfeld technikbegleitender Maßnahmen
gerückt. Sie besitzen auch für das ITIM einen zentralen Stellenwert, da es sich als Vermitt-
lungsleistung in polyzentrischen Konstellationen versteht. Im Prinzip haben sich zwei
Arten des Umgangs mit Akzeptanzfragen entwickelt. Zum einen zielen Maßnahmen darauf
ab, in der Bevölkerung die Aufgeschlossenheit für Technik im Allgemeinen zu vergrößern
oder die Diskussions- und Wissensbasis zu kontroversen Technologien zu erhöhen (Baron
u.a. 1997). In einem anderen Ansatz geht es darum, den gesellschaftlichen Bedarf in den
Mittelpunkt partizipativer Vermittlungs- und Beratungsinitiativen zu stellen. Sie werden in
Ermangelung eines deutschen Begriffs als „Foresight“ bezeichnet.

Foresight bezeichnet (in Abgrenzung zur Technologiefrüherkennung, die einen eindeutig
wissenschaftlich-technischen Fokus besitzt) ein Projekt der Verständigung, in dem sozio-
ökonomische Trends (vor dem Hintergrund der wissenschaftlich-technischen Entwick-
lung) in einem breiten (möglichst öffentlichen) Dialog diskutiert werden (Korte u.a. 2000).
Breit heißt, dass nicht nur jeweils im bearbeiteten Themenfeld ausgewiesene Experten,
sondern Fachleute aller gesellschaftlichen Bereiche (Wissenschaft, Politik, Industrie)
sowie die interessierte Öffentlichkeit einbezogen werden. Aktuelle Herausforderungen für
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summary
Integrated Technology and 
Innovation Management (ITIM) 
offers not only a comprehensive, 
coherent approach to 
implementing technical and 
societal innovation processes but 
also the integral combination of 
accompanying measures, which 
have been tested in practice, but 
have been employed as stand-
alone measures up until now. ITIM 
offers advantages even when a 
single accompanying measure is 
implemented, the potential of the 
other ITIM features remain within 
reach. This allows decision 
makers to determine more 
accurately and swiftly, at which 
point in time, specific measures 
are called for. The paper 
illustrates this argument by using 
the support for nanotechnology in 
Germany as a case study.

Foresight sind im Wesentlichen:

�   Zusammenstellen und Zusammenführen sozio-ökonomischer Trends vor dem Hinter-
grund erwarteter technisch-wissenschaftlicher Entwicklungen (Integration von Wissen),

�   Reflexion der Trends durch relevante Akteure aus Gesellschaft, Politik, Wirtschaft und
Wissenschaft (Kommunikation von Positionen), 

�   zukunftsbezogene öffentliche Diskussion und das Anstoßen vergrößerter Zukunftsauf-
geschlossenheit (Partizipation durch Dialog).

Ergebnis und Ziel eines solchen Diskussions- und Verständigungsprozesses sind gesell-
schaftsweit getragene Visionen, die als Orientierungs- und Entscheidungshilfe für überge-
ordnete politische und wirtschaftliche Entscheidungen dienen (Forward Thinking 1999).

ITIM in der innovationsbegleitenden Praxis – erste Ansätze in der Nanotechnologie

ITIM in Gänze, also der umfassende aufeinander abgestimmte Einsatz innovationsbeglei-
tender Instrumente, ist bislang nicht realisiert. Allerdings zeigen in Deutschland gewählte
innovationsbegleitende Maßnahmen zur Nanotechnologie einen Ansatz in diese Richtung.
Wie die Zusammenstellung in Abbildung 2 verdeutlicht, hat das Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) mit Unterstützung des VDI-Technologiezentrums und an-
deren innovationsunterstützenden Akteuren viele Komponenten des ITIM bereits umge-
setzt, wenn auch noch nicht vollständig bewusst und programmatisch aufeinander abge-
stimmt.

Bereits Anfang der neunziger Jahre wurde die Nanotechnologie im Rahmen der Technolo-
giefrüherkennung als zukunftsrelevantes Feld aufgegriffen. Das VDI-Technologiezentrum
führte zur Identifikation der Potenziale der Nanotechnologie Literaturstudien, Patentre-
cherchen, Marktanalysen, Expertenbefragungen sowie Workshops mit Experten aus For-
schung und Wirtschaft durch, die die wirtschaftliche Bedeutung der Nanotechnologie als
hoch einschätzten. Die Erkenntnisse zu möglichen Fördergebieten wurden 1994 in der
„Technologieanalyse Nanotechnologie“ (Bachmann 1994) zusammengefasst. Die Ergeb-
nisse dieser Arbeiten wurden zu einem Förderkonzept verdichtet, auf dessen Basis das
BMBF 1993 die ersten Pilotprojekte zu fördern begann.

In der Bewertungsphase der Technologiefrüherkennung während der Jahre 1996 bis 1998
wurden zukunftsrelevante Teilgebiete der Nanotechnologie (wie Rastersondentechniken,
SET, Fullerene) identifiziert. Das VDI-Technologiezentrum führte dazu Studien zu interna-
tionalen Aktivitäten (insbesondere in den USA und Japan) sowie eine Meinungsumfrage
unter Experten durch. Weiteres Element dieser Phase war ein Expertenworkshop, der die
Abstimmung zwischen Vertretern von Forschung und Wirtschaft vertiefte und die Bedeu-
tung der Nanotechnologie für die Bereiche Medizin, Pharmazeutik, Biologie, Feinwerktech-
nik, Optik, Analytik, Chemie, Werkstoffe, Elektronik, Informationstechnik, Automobilbau
sowie Maschinenbau diskutierte. Um die Implementation der Erkenntnisse dieser Recher-
chen vorzubereiten, wurde vom VDI-Technologiezentrum erneut eine Patentanalyse
durchgeführt und eine Marktstudie in Auftrag gegeben. Die Ergebnisse wurden in einem
Folgeband der „Technologieanalyse Nanotechnologie“, nun mit Fokus auf künftige Anwen-
dungspotenziale, dargestellt (Bachmann 1998).

Ende 1997 wurde ein Förderkonzept vorgelegt, das die Schaffung von regionalen Kompe-
tenzzentren für die Nanotechnologie vorsah. Kompetenzzentren stellten seinerzeit ein neues
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1988 – 1991 Screening des Technologiefeldes
1990 – 1991 Vortragsreihe und Kolloquien zu Technologietrends
1991 Umfrage Dünnschichttechnologie/Nanotechnologie
Juni 1991 Expertendiskussion zur Nanotechnologie
Okt. 1991 Workshop mit Podiumsdiskussion  
1992 Förderkonzept Nanotechnologie zur Vorlage an BMFT
Febr. 1992 Patentanalyse u. Marktanalyse zum Potenzial der Nanotechnologie
Aug. 1992 Förderkonzept Nanotechnologie
März 1993 Expertendiskussion zu Rastersondentechniken (SXM)
Okt. 1993 Erste BMBF-Förderprojekte: Start der SXM-Pilotprojektphase
Jan. 1994 Veröffentlichung der 1. Technologieanalyse Nanotechnologie
Anf. 1994 Expertengespräch zur Lichtkraft-Lithographie
Mitte 1994 SXM-Abstimmungsgespräche mit BMBF u. Projektträgern
Okt. 1994 Start der X-Tech-Pilotprojektphase (teilweise Nanotechnologie)
Okt. 1994 Start der Pilotphase Lichtkraft-Lithographie
Jan. 1995 Öffentliches Kolloquium zu SXM-Techniken
Anf. 1995 Recherche„Neuartige Nanolithografieverfahren“
Mitte 1995 BMFT-Fördermaßnahme „Nanotechnologie als Querschnittstechnologie“
Juni 1996 BMBF-Expertendiskussion zur industriellen Bedeutung der Nanotechnologie 
Okt. 1996 Fragebogenaktion „Innovationsschub aus dem Nanokosmos“
März 1997 Marktumfrage im ESTO-Netzwerk, Expertenbefragungen
Ende 1997 Patentrecherche zur Nanotechnologie
Ende 1997 Förderkonzept Nanotechnologie zur Vorlage an BMBF
März 1998 Technologieanalyse zu Nanoröhren
März 1998 BMBF-Workshop „Innovationsschub aus dem Nanokosmos“
März 1998 BMBF-Ausschreibung zu Nanotechnologie-Kompetenzzentren
Aug. 1998 Genehmigung von 6 Nanotechnologie-Kompetenzzentren
Okt. 1998 Zweite Technologieanalyse „Innovationsschub aus dem Nanokosmos“
Frühj. 1999 Begleitende Evaluation der Kompetenzzentren Nanotechnologie
April 1999 Start von Verbundprojekten im Bereich Nanotechnologie
Mitte 1999 Begleitende Evaluation der Kompetenzzentren Nanotechnologie
Frühj. 2000 Marktstudie zur Nanotechnologie
Frühj. 2000 Ausschreibungen zu nanostrukturierten Werkstoffen u. Nanobiotechnologie
Febr. 2001 Vorstudie für eine Innovations- und Technikanalyse Nanotechnologie 
Juni 2001 Beginn TA-Projekt Nanotechnologie des TAB.* Vergabe von Studien zu den Themen:

- Wissenschaftlich-technische Grundlagen der Nanotechnologie
- Nanotechnologie im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnik

Febr. 2002 Endbericht der begleitenden Evaluation der Nanotechnologie-Kompetenzzentren
Mai 2002 Vertiefungsgutachten im Rahmen des TAB-Projektes* „Nanotechnologie“ (s. o.):

- Anwendungspotenziale nanotechnologiebasierter Materialien
- Nanotechnologie und Life Sciences

Mai 2002 Start BMBF-Strategieprozess zur Neuausrichtung der Nanotech-Förderung
Mai 2002 BMBF-Nachwuchswettbewerb Nanotechnologie
Sept. 2002 Beginn der BMBF-Projekte „Innovations- und Technikanalyse zur Nanotechnologie“

- Teilstudien zu: Wirtschaftliches Potenzial der Nanotechnologie
- Nachhaltigkeitseffekte durch Nanotechnologie

- Nanotechnologie und Gesundheit  

* Büro für Technikfolgenabschätzung des Deutschen Bundestages

Abb. 2: Meilensteine des Integrierten Technologie- und Innovationsmanagements im Bereich der Nanotechnologie

Aktivitäten des VDI-Technologiezentrums und anderer Einrichtungen im Auftrag des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF, ehemals BMFT) und des TAB*

keywords
technology forecasting
technology assessment
technology transfer
innovation
nanotechnology
integrated technology and 
innovation management

Wie der Chronologie der Tabelle 
zu entnehmen ist, hat das BMBF 
Schritt für Schritt Programme und 
Maßnahmen zur Förderung der 
Nanotechnologie aufgelegt. Diese 
Förderung wird durch diverse
Innovations- und Technikanalyse-
Projekte begleitet.
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Förderinstrument dar, das entworfen wurde, um einigen wichtigen Schlussfolgerungen der
Technologiefrüherkennung gerecht zu werden. So war es notwendig, eine Förderform zu fin-
den, die eine interdisziplinäre Kooperation zwischen verschiedenen Disziplinen und Indu-
striesektoren ermöglichte und die auf verschiedene sehr spezifische Teil- und Anwendungs-
gebiete sowie Marktsegmente und Nutzerkreise der Nanotechnologie zugeschnitten war.
Durch diese Zentren können Potenziale von Forschungszentren und Unternehmen fachlich
und/oder regional gebündelt und die Vernetzung mit traditionellen Technologien und Nutzer-
branchen gestärkt werden. Zudem sind Kompetenzzentren ein flexibles, temporäres Instru-
ment, das beispielsweise nicht die Gründung einer permanenten Forschungseinrichtung
Großforschungseinrichtung erfordert.

Sechs Vorschläge für Kompetenzzentren wurden von einer internationalen Jury ausge-
wählt und seit Ende 1998 gefördert. Mitte 1999 rundete das Bundesforschungsministeri-
um seine Förderstrategie für die Nanotechnologie ab. Es wandte 2002 für die Verbundpro-
jekte und Kompetenzzentren 88,5 Millionen Euro auf. In den Jahren 1998 bis 2003 wird es
insgesamt 350 Millionen Euro für die Nanotechnologie aufbringen (BMBF 2002a, S. 15).
Die Kompetenzzentren werden begleitend evaluiert, sodass es bereits frühzeitig möglich
ist, Lernerfahrungen aus der Förderung zu schöpfen. Diese begleitende Evaluierung wurde
zwar nicht vom VDI-Technologiezentrum realisiert, stellt aber ein weiteres wichtiges Ele-
ment einer innovationsfördernden Begleitung im Sinne des ITIM dar.

Im Auftrag des BMBF wurde als weiteres Element von ITIM – um einen weiteren Meilen-
stein zu nennen – eine Vorstudie zur Innovations- und Technikanalyse der Nanotechnolo-
gie vorgelegt. Sie präzisierte den Bedarf an vertiefenden Technikbewertungen und Vorsor-
gemaßnahmen (Malanowski 2001). Wie der Chronologie der Tabelle zu entnehmen ist, hat
das BMBF Schritt für Schritt Programme und Maßnahmen zur Förderung der Nanotechno-
logie aufgelegt. Diese Förderung wird durch diverse Innovations- und Technikanalyse-Pro-
jekte begleitet (Abbildung 2, Ausschreibungen im März 2002).

Bereits zu einem sehr frühen Zeitpunkt der Technikentwicklung wird also Wissen zu den
potenziellen ökonomischen, ökologischen, gesundheitlichen, politischen sowie individuel-
len und sozialen Folgewirkungen der Nanotechnologie aufgegriffen, analysiert und in be-
gleitende Maßnahmen wie auch Förderung zurückgespielt. Zugleich verbessert dieses
Wissen die Chance, Bedarfe nanotechnologischer Produkte frühzeitig zu erfassen und
forschungsbezogene Fragestellungen an heutigen und erwarteten Märkten zu orientieren.
Die Gefahr möglicher „Show Stopper“ – von Innovationshemmnissen –, die im Extremfall
zur Unverkäuflichkeit eines Produktes führen, wird minimiert. Der innovationsbegleitende
Umgang mit dem Thema Nanotechnologie in Deutschland zeigt also verschiedene Charak-
teristika eines Integrierten Technologie- und Innovationsmanagements.

Darüber hinaus erscheint es nun wünschenswert, die mit ITIM ebenso verbundene, mode-
rierende, dialogische Funktion zu nutzen, um mit gesellschaftlichen Interessengruppen
einen Dialog im Sinne des Public Understanding of Science (Stifterverband 1999) zu ini-
tiieren. Auf diesem Weg werden potenzielle Befürchtungen und Einwände gegen den Ein-
satz nanotechnologischer Produkte und Verfahren ernst und aufgenommen und durch
entsprechende Gestaltung der Nanotechnologie ihre Akzeptanz vorangetrieben. Das
BMBF-Konzept zur „strategischen Neuausrichtung“ der Nanotechnologie in Deutschland
sieht in einem „gesellschaftlichen Diskurs über Chancen, Perspektiven und Risiken der Nano-
technologie“ eine zentrale Priorität (BMBF 2002, 12).



Fazit

Integriertes Technologie- und Innovationsmanagement charakterisiert sich als

�   Summe technikbegleitender Maßnahmen zur Früherkennung, Analyse, Bewertung und
Implementation wissenschaftlich-technischer Innovationspotenziale;

�   mehrwert- und synergiensteigernde Integration separater innovationsbegleitender
Maßnahmen;

�  Strategie zur Beschleunigung und Effizienzsteigerung von Innovationsprozessen;

�   den Innovationsprozess (möglichst durchgehend) begleitender Vermittlungsprozess;

�   Generator von Handlungs- und Entscheidungsoptionen sowie von Orientierungswis-
sen für Entscheidungsträger.

ITIM bietet neben einem umfassenden, kohärenten Ansatz zur Realisierung technisch und
gesellschaftlich gedachter Innovationsprozesse eine praxisrelevante integrale Verbindung
von bisher isolierten, im Einzelnen jedoch bereits praxiserprobten, technikbegleitenden
Maßnahmen. ITIM dient allen gesellschaftlichen Gruppen, vor allem Entscheidungsträ-
gern, die das Potenzial wissenschaftlich-technischer Innovationen gezielt nutzen und ge-
stalten wollen (Politik, Administration, Wirtschaft, Forschung, Wissenschaft etc.). Seinen
Hauptansatzpunkt findet es gegenwärtig im öffentlichen Sektor, wo es darum geht, eine
Vielzahl partikularer Interessen durch Austausch auf ein Gemeinwohlpostulat zu verpflich-
ten. Ein Vorteil des ITIM-Ansatzes liegt darin, dass beim Durchführen einzelner Begleit-
maßnahmen die Potenziale der anderen Aspekte des ITIM präsent bleiben. Dies eröffnet
dem Entscheider Möglichkeiten, gezielter und zeitnäher darüber zu befinden, zu welchem
Zeitpunkt es an welchen Maßnahmen mangelt und welcher Weg ein Höchstmaß an Effizi-
enz offeriert. Illustriert wurde dies am Beispiel der Nanotechnologie.
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Helge Majer
Nachhaltige Entwicklung
Eine Vision für Zukunftsfähigkeit  

In der kurzlebigen Hastigkeit eine langfristige Perspektive: Nachhaltigkeit. Sind die Projekte,
die wir denken, planen, zur Reife bringen und dann durchführen, heute Abend schon out?
Wenn dies so zutreffen sollte, brauchen Sie nicht weiterzulesen. Hier geht es darum, was
sich die Akteure dieses Landes als Vision aneignen könnten, und wie diese Vision verwirk-
licht werden kann. Diskutiert wird nachhaltige Entwicklung allerorten, nicht nur in Johannes-
burg, wo der UN-Weltgipfel für Nachhaltige Entwicklung stattfand. Auch die Europäische
Union und Deutschland stellen Nachhaltigkeit als Leitbild obenan und die erfolgreichsten Un-
ternehmen im Dow Jones wirtschaften nachhaltig. 

Der Sinn: Warum Nachhaltigkeit?

Katastrophenmeldungen wiederzugeben, schenke ich mir; sie können in der Tagesschau und im
Tagesanzeiger nachgelesen werden. Der Zustand der natürlichen Lebensgrundlagen und von
Wirtschaft und Gesellschaft ist schlimmer, als die meisten vermuten. Denn in der Regel überle-
sen wir die unangenehmeren Dinge wie Klimawandel, Armut und Niedergang, weil wir meinen,
sowieso nichts dagegen tun zu können. Fern ist Feuerland.

Unmittelbar werden wir jedoch mit Gesundheitsproblemen konfrontiert und stellen fest, dass
der Freund an Herzversagen gestorben ist und die Kinder unter Asthma und Allergien leiden. Un-
mittelbar erleben wir die Themen Wachstum und Umweltschutz als langweilig. Das eine mit
einem „Immer weiter!“, dessen Sinn sich uns verschließt, das andere als viel diskutierte Sack-
gasse ohne konkrete Ergebnisse. Nachhaltiges Handeln und nachhaltiges Wirtschaften sind eine
Herausforderung für unsere Kreativität. Ganzheitliches Denken und Handeln könnte eine Befrei-
ung sein. Vielfalt statt Einfalt. Genauer: Private Unternehmen sehen den Erfolg nachhaltigen
Wirtschaftens an der Entwicklung ihrer Aktienkurse und Erträge. Private Haushalte spüren die
Zufriedenheit beim Sprung aus der Welt des Materiellen zur Lebensqualität. Öffentliche Haushal-
te erleben die Akzeptanz der Zivilgesellschaft, wenn sie die Konsequenzen von Zeit, Raum und
Handlung bei ihren Zielen und Maßnahmen berücksichtigen. Und sie haben Erfolg. Nachhaltig
handeln öffnet und weitet den Blick für alle Akteure.

Was bedeutet Nachhaltigkeit?

Etwa ein Achtel der Deutschen weiß, was Nachhaltigkeit im Sinne von nachhaltiger Entwicklung
bedeutet. Bei den Top-Managern weltweit sind es über 90 Prozent. Bei Politikern dürfte es ähn-
lich sein. Fragt man Journalisten, dann kommt oft die Antwort: „Um den Wald als Naturvermö-
gen zu erhalten, darf man nur so viel Holz abschlagen, wie wieder nachwächst.“ Diese forstwirt-
schaftliche Nachhaltigkeit geht mindestens bis auf das 18. Jahrhundert zurück. Sie bedeutet am
Beispiel des Münsinger Naturschutzgebietes, dass bei unveränderter (guter) Bodenqualität pro
Hektar 14 Festmeter im Jahr von der Douglastanne geschlagen werden können. Der Tannenwald
als Naturvermögen bleibt dann erhalten.

1987 hat die Brundtland-Kommission – die von der UNO gegründete Weltkommission für Umwelt
und Entwicklung – nach einer niederschmetternden Bestandsaufnahme der Probleme dieses Pla-
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neten den Lösungsansatz „nachhaltige Entwicklung“ (sustainable development) vorgeschlagen.
Die Lage der Welt war nach dem Bericht an den Club of Rome von 1972 („Grenzen des Wachs-
tums“) keinesfalls besser geworden; im Gegenteil: Das Problem der erschöpflichen Ressourcen
wurde getoppt durch das Problem des Klimawandels. Die Brundtland-Kommission erinnerte die
Welt und ihre Bevölkerung an ihre intertemporale Verantwortung und definierte Nachhaltige Ent-
wicklung wie folgt: „Unter dauerhafter Entwicklung verstehen wir eine Entwicklung, die den Bedürf-
nissen der heutigen Generation entspricht, ohne die Möglichkeiten künftiger Generationen zu ge-
fährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen und ihren Lebensstil zu wählen. Die Forderung,
diese Entwicklung ‘dauerhaft’ zu gestalten, gilt für alle Länder und Menschen.“ (Hauff 1987)

Soll Nachhaltigkeit naturwissenschaftlich fundiert werden, dann bietet sich die Materialbilanz
an, die zeigt, welche Beziehungen zwischen dem ökonomischen System (Produktion und Kon-
sum) und dem ökologischen System (Quellen: Rohstoffe, Energie und Fläche; Senken: Luft,
Boden und Wasser) bestehen. Soll zwischen diesen beiden Systemen langfristige Stabilität herr-
schen, dann müssen bestimmte Management-Regeln erfüllt sein.

�   Erschöpfliche Rohstoffe und Energieträger (wie Erdöl) müssen ersetzt werden durch uner-
schöpfliche (wie Sonnenenergie) – Substitutionsregel I.

�   Rest- und Schadstoffe, die den Ökosystemen nicht bekannt sind und nicht abgebaut (assi-
miliert) werden können (wie FCKW), müssen durch solche ersetzt werden, die den Ökosys-
temen bekannt sind – Substitutionsregel II.

�   Unerschöpfliche und nachwachsende Rohstoffe dürfen nur nach ihrem Zuwachs 
geerntet werden – Abbauregel.

�   Rest- und Schadstoffe, die den Ökosystemen bekannt sind (wie CO2), dürfen nur in der Men-
ge an Luft, Boden und Wasser abgegeben werden, wie sie dort assimiliert werden können.

�   Eine Erhaltungsregel bestimmt weitere Einflüsse wie Biodiversität, ästhetisches 
Erlebnis von Natur und Anderes.

Diese Management-Regeln sind wohl global angelegt, aber sie lassen sich auch auf den einzel-
nen Akteur anwenden. Beispielsweise beträgt der CO2-Verbrauch pro Kopf in Deutschland circa
10 t/Kopf, in den USA circa 20 t/Kopf. Die Assimilationsgrenze („carrying capacity“) liegt aber bei
etwa 2,3 t/Kopf. Dies ist der Zielwert, den jeder und jede erreichen sollte.

Die Management-Regeln der Nachhaltigkeit konzentrieren sich auf ökologische Nachhaltigkeit.
Das ist aber nur ein Teilaspekt dieses ganzheitlichen Konzepts. Nach der Enquete-Kommission
des Deutschen Bundestags zum „Schutz des Menschen und der Umwelt“ sollte das so genannte
Drei-Säulen-Konzept verwirklicht werden. Nachhaltigkeit heißt dann, gleichzeitig die Ziele Wirt-
schaftlichkeit, Umwelt- und Sozialverträglichkeit zu erfüllen. Bei dieser wohl populärsten Definiti-
on von Nachhaltigkeit zeigt sich, dass Wirtschaft, Natur und Mensch verbunden und als eine Ein-
heit gesehen werden sollen. 

Bleiben wir beim Begrifflichen: Man kann sagen, dass all diese Aspekte von Nachhaltigkeit wich-
tige Elemente sind, aber sie berühren uns seltsam schwach. Die meisten von uns sind keine
Forstwirte, die Systembetrachtung der Management-Regeln ist sehr abstrakt, an Verantwortung
gegenüber den nachfolgenden Generationen werden wir immer wieder erinnert, und die meisten
sind sowieso nur an ihren Enkeln und Enkelinnen interessiert. Gibt es nichts Besseres?

Der Zugang zu einem allgemeinen und interessanten Begriff der Nachhaltigkeit wird möglich,
wenn wir Nachhaltigkeit als eine holistische, ganzheitliche Konzeption auffassen. Dies hat
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zwei Aspekte, einen normativen und einen positivistischen. Der normative Aspekt ist geprägt
vom Begriff der Gerechtigkeit – zwischen Personen, Regionen und Zeiträumen. Hierzu gehören
persönliche Verantwortung (Personalität), Solidarität, Partizipation und so weiter. Es geht offen-
sichtlich um ethische Forderungen, Werte und Einstellungen.

Der positivistische Aspekt geht davon aus, dass der „Zustand der Welt“ beschrieben werden
kann mit den Dimensionen Zeit, Raum und Sache. Diese drei Elemente sollten ganzheitlich auf-
gefasst werden. Es ist eigentlich ganz selbstverständlich: Bezüglich der Zeit soll das Kurzfristige
eingebettet sein in das Mittelfristige und dieses in das Langfristige. In Bezug auf den Raum soll
das Lokale eingebettet sein in das Regionale, dieses ins Nationale, und jenes ins Supranationale
und Globale. Wenn wir die „Sache“ strukturieren nach den Kriterien Akteure, Handlungsebenen,
Handlungsbereiche, Innovationen, Lenkungssysteme, und so weiter, dann gilt es, für diese Krite-
rien jeweils die Gesamtheit zu finden. Beispielsweise bedeutet dies für die Handlungsbereiche
des Unternehmers, alle Produktionsfaktoren (Arbeit, Kapital, Natur) zu nutzen, für den privaten
Haushalt Wirtschaftliches, Soziales und Naturnutzung unter einen Hut zu bekommen. Bei Innova-
tionen bedeutet ganzheitliches Sehen und Handeln, sowohl die technischen Neuerungen und
Verbesserungen, als auch die verhaltensbezogenen wie die organisatorischen ins Blickfeld zu
nehmen. Bei den Lenkungssystemen sieht man nicht nur Märkte, sondern auch Netzwerke, Ver-
handlungen, und Anderes.

Wir erkennen leicht, dass der ganzheitliche An-
satz von Nachhaltigkeit die anderen Sichtwei-
sen einschließt. Dies zeigt die Abbildung.

Am einfachsten lässt sich Nachhaltigkeit als
Leitbild für intrinsische Motivation vermitteln,
wenn man sagen kann, nachhaltiges Leben be-
deute „gutes Leben“, und nachhaltiges Wirt-
schaften bedeute „gutes Wirtschaften“. Dies
ist in der Tat so. Versucht man, mit ausgewähl-
ten Akteursgruppen Bedeutungszuweisungen
von Nachhaltigkeit zu erarbeiten, dann gelangt
man zu folgendem Ergebnis: Für die Akteure
ist gutes Leben gekennzeichnet durch ein aus-
reichendes Einkommen, soziale Sicherheit und
intakte Umwelt. Gutes Wirtschaften bedeute,
alle Produktionsmittel, also Arbeit, Kapital und
Boden (Mensch, Technik und Natur), gleicher-
maßen für die Produktion (im weitesten Sinne)
einzusetzen und damit nachhaltige Produkte
und Dienstleistungen zu erzeugen.

Fazit

Nachhaltigkeit ist nicht nur eine Vision für den
Planeten Erde, sondern auch für jeden und
jede. Mit der ganzheitlichen Sicht öffnet Nach-
haltigkeit den Blick für das Ganze: Zeit, Raum und Sache. Und wie gelangt man zur Nachhaltig-
keit? Kurz gesagt, mit Innovationen – und ganzheitlich: in Technik, Verhalten und Institutionen.
Neue und wesentlich – im Sinne von Nachhaltigkeit – verbesserte Handlungsweisen sind nötig. 
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Barbara Brenzikofer
Reputation von Professoren
Implikationen für das Human Resource Management 
von Universitäten

Seit Beginn der Dienstrechtsreform steht er im Scheinwerferlicht der wissenschaftspo-
litischen Debatte: der Professor, das unbekannte Wesen. Was motiviert ihn zu seiner
Arbeit? Können monetäre Anreize seinen Leistungsoutput erhöhen? Oder verunsichern
sie die Professoren eher und vergraulen den wissenschaftlichen Nachwuchs? Zu dieser
teilweise hitzig geführten Debatte liefert Barbara Brenzikofer mit ihrer Untersuchung
zur Reputation von Professoren einen wichtigen Beitrag. Am Beispiel der Universität
Zürich zeigt sie, welche entscheidende Rolle der Faktor Reputation in der beruflichen
Entwicklung von Wissenschaftlern spielt und wie das Personalmanagement der Hoch-
schulen damit umgehen kann.

Der Arbeitsplatz Hochschule ist kein Arbeitsplatz wie jeder andere: mit der Freiheit in der
Wahl und Bearbeitung der Aufgaben korrespondiert ein Anreiz- und Belohnungssystem,
das sowohl von dem der Wirtschaft als auch von dem des öffentlichen Sektors grundver-
schieden ist. Nach herrschender Meinung  werden Arbeitnehmer durch eine Reihe von Ele-
menten motiviert: durch die Art der Aufgabe und Arbeit, durch Anerkennung ihrer Lei-
stung, Verantwortung, Aufstiegs- und Weiterentwicklungsmöglichkeiten. Hinzu kommen
so genannte „Kontextfaktoren“, die zwar für sich genommen noch keine Arbeitszufrieden-
heit garantieren, aber Unzufriedenheit verhindern können. Dazu zählen Entlohnung, Ar-
beitssicherheit, Arbeitsbedingungen, Unternehmenspolitik und Führungsstil, Status und
Beziehungen zu Kollegen. Auch für die Arbeitszufriedenheit von Professoren spielen diese
Faktoren eine Rolle. 

In erster Linie, so weiß man, sind Professoren intrinsisch motiviert – nämlich durch Inter-
esse und Begeisterung für ihren Arbeitsgegenstand. Darüber hinaus gibt es jedoch ein we-
sentliches Element extrinsischer Motivation: die Anerkennung ihrer Arbeit. Ganz allgemein
erfreut sich der Beruf des Professors in der Gesellschaft einer außerordentlichen Wert-
schätzung und findet sich bei Umfragen in einer Gruppe mit prestigereichen Berufen wie
Arzt oder Richter. Für Wissenschaftler zählt aber vor allen Dingen die Wertschätzung durch
Fachkollegen. So äußert sich einer der von Brenzikofer Befragten: „Reputation ist das Ein-
zige, das wir haben, das wir als Ansporn eigentlich nehmen können, um zu forschen; es
gibt natürlich noch andere Sachen in der Forschung wie Neugier, aber gegen Außen wird
Reputation fast das Einzige sein, das Professoren anspornt.“ Die Reputation eines Wissen-
schaftlers wirkt sich auf alle Aspekte seines beruflichen Lebens aus: Berufungsverhand-
lungen, Ressourcen und Mitarbeiter, Preise und Publikationen – aber auch und vor allem
sein Selbstbild und Selbstbewusstein. Hier wird ein Rückkopplungs- und Verstärkungsme-
chanismus sichtbar: Preise und prestigeträchtige Funktionen sind einerseits Quelle, ande-
rerseits Indikator von Reputation. Und da dieser Faktor weithin als Informationssubstitut,
als eine Art Kurzschrift für die erbrachten Leistungen eines Professors anerkannt ist, dient
er auch – im Rahmen der durch die Hochschulordnungen gesteckten Grenzen – der Ein-
kommensmaximierung.
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Empfehlung
Den größten Teil des Buches 
nimmt eine umfassende Analyse 
der vorhandenen sozialwissen-
schaftlichen Literatur zu Re-
putation, Status und Prestige ein. 
Auf dieser umfangreichen theo-
retischen Grundlage wird deduktiv 
ein Prozessmodell der Reputation 
von Professoren entwickelt. Für 
Entscheider und andere Praktiker 
in den Hochschulen ist das letzte 
Drittel des Buches voraussichtlich 
von größerem Interessen, in 
welchem konkrete Vorschläge und 
Maßnahmen für die Nutzung des 
Reputationsfaktors im Personal-
management entwickelt werden.
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Obwohl man die Quellen wissenschaftlicher Reputation benennen kann, bleibt Reputation
laut Brenzikofer etwas Unspezifisches. Zwar gibt es quantifizierbare Indikatoren, wie die
Zitationshäufigkeit in den Naturwissenschaften, da jedoch die Quellen vielfältig und von
Fach zu Fach verschieden sind, scheinen Versuche, ein übergreifendes quantitatives Sy-
stem von Reputation zu entwickeln, zum Scheitern verurteilt. Reputation ist und bleibt ein
konsensuales Urteil und von außerordentlicher Trägheit: eine einmal errungene Wertschät-
zung wirkt in der Regel lange nach. Andererseits kann jedoch durch einmaliges Fehlverhal-
ten – und dies kann durchaus auch den Bereich der Lehre oder Nachwuchsförderung be-
treffen – eine einmal aufgebaute Reputation zerstört werden. 

Auf der Grundlage einer umfangreichen Literaturanalyse entwickelt Brenzikofer ein Prozess-
modell individueller Reputation, um die Interaktion zwischen Reputationsquellen, -wahr-
nehmung und -auswirkungen zu analysieren. Dabei geht es in erster Linie um Forschungs-
reputation und in der Tat spielt diese eine weitaus wichtigere Rolle beispielsweise bei Be-
rufungsverhandlungen als Leistungen in Lehre oder akademischer Selbstverwaltung. Das
Modell behandelt aber auch Lehr-, Dienstleistungs- und sogar Verwaltungsreputation.
Zwar weist Brenzikofer darauf hin, dass diese „Teilreputationen“ je nach Fach eine ganz
unterschiedliche Rolle spielen, und untersucht dies am Beispiel der Bedeutung von Teilre-
putationen in der Betriebswirtschaftslehre und in den Naturwissenschaften. Allerdings un-
terlässt sie es, die dominierende Rolle der Forschungsreputation über die Fächergrenzen
hinaus zu untersuchen. Wenngleich sich für alle Teilreputationen soziale Gruppen bestim-
men lassen, die als Resonanz- und Verstärkungsraum für diese Teilreputationen wirken,
findet der richtige Hinweis, dass es in erster Linie die Scientific Community, also die Ge-
meinschaft der Fachkollegen ist, die für die eigene Reputation als entscheidend wahrge-
nommen wird, im weiteren Verlauf nicht zu einer intensiveren Betrachtung.

Ausgehend von ihrer Untersuchung der Bedeutung von Teilreputationen in unterschiedli-
chen Disziplinen schlägt Brenzikofer Wege vor, wie der Reputationsfaktor im Personalma-
nagement von Hochschulen besser berücksichtigt und genutzt werden kann. Dies betrifft
nicht nur das System von Leistungsanreizen und -belohnungen, sondern auch die Qualifi-
zierung des wissenschaftlichen Nachwuchses. Zu den vorgeschlagenen HRM-Maßnahmen
zur Verstärkung der Lehrreputation gehören beispielsweise Bewertung von Lehrveranstal-
tungen, Preise für ausgezeichnete Lehre oder Dozierendenprogramme, in deren Rahmen
hochschuldidaktische Fähigkeiten ausgebaut werden können. Wichtig ist, dass Hochschu-
len in Abhängigkeit von ihrem individuellen Profil eine spezifische Gewichtung von Teilre-
putationen vornehmen sollten, die sie transparent machen, kommunizieren und in ein ein-
stimmiges Rekrutierungs- wie Entlohnungskonzept für die Personalentwickelung überset-
zen muss. Auf diese Weise gewinnen beide an Reputation: der Professor und die Hoch-
schule.

Nina Arnold

Message
Reputation ist der entscheidende 
extrinsische Motivationsfaktor für 
Professoren. Sie lässt sich in 
Teilreputationen aufgliedern, die 
in unterschiedlichen Disziplinen 
von unterschiedlicher Bedeutung 
sind. Das Personalmanagement 
von Hochschulen kann durch 
geeignete Maßnahmen die 
Professoren bei Auf- und Ausbau 
ihrer Reputation unterstützen und 
dadurch selbst als Arbeitgeber 
attraktiver werden.

Zielgruppe
Entscheider in den Hochschulen 
und hochschulpolitisch 
Interessierte
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Peter Pagé/Thomas Ehring
Electronic Business und New Economy
Den Wandel zu vernetzten Geschäftsprozessen meistern
2001, 270 Seiten, 73 Abb., Hardcover, 44,95 Euro,
Springer-Verlag, ISBN 3-540-67607-4

Gerade in wirtschaftlich turbulenten Zeiten ist es für Unternehmen unerlässlich, neue Stra-
tegien für das künftige Management zu finden. Electronic Business bedeutet nicht nur, Ge-
schäftsstrategien auf dem Internet aufzubauen, sondern eine Neuerfindung aller bestehen-
den Geschäftsmodelle. Die Autoren bieten keine optimistischen Visionen, sondern zeigen
konkrete Beispiele auf. Zahlreiche Abbildungen geben die Erfolge und Erfahrungen aus der
unternehmerischen Praxis wieder.

Christian Rauscher
Erfolgreiches Management internationaler Geschäftsbeziehungen
Organisationstheoretische Grundlagen, Marketing und interkulturelle Aspekte
2002, 415 Seiten, 47 Abb., broschiert, 59,90 Euro,
Gabler Edition Wissenschaft, ISBN 3-8244-7645-2

Internationale Ausrichtung der Geschäftstätigkeit, Aufbau und Erhalt grenzüberschreiten-
der Beziehungen sind zentrale Vorraussetzungen für ökonomischen Erfolg in Zeiten der
Globalisierung. Christian Rauscher identifiziert basierend auf einer Literaturrecherche or-
ganisations- und marketingtheoretische sowie interkulturelle Faktoren, die in internationa-
len Austauschbeziehungen von wesentlicher Bedeutung sind. Anhand des vom Autor ent-
wickelten „dynamischen Fünf-Schichten-Modells“, wird der Einfluss von Kultur auf inter-
nationale Geschäftsbeziehungen analysiert. Dieses sehr klar strukturierte Buch gibt Anre-
gungen zur Schaffung einer gemeinsamen Beziehungskultur mit dem ausländischen Ge-
schäftspartner.

Belen Mercedes Mündemann
Zielsicher und schnell lesen
Wie Sie im Handumdrehen Ihre Leseeffizienz steigern
2002, 88 Seiten, broschiert, 14,90 Euro,
Fachverlag Deutscher Wirtschaftsdienst, ISBN 3-87156-505-9

Um die eigene Lesefertigkeit effizient zu beschleunigen, müssen Gewohnheiten, die das
Leseverständnis erschweren, aufgegeben werden. Das Buch ist ein kurzer, aber gründli-
cher Leitfaden zur Anwendung einer effizienten Lesetechnik, um die Aufnahme und Nut-
zung unterschiedlicher Informationen zu unterstützen. In kurzen Absätzen wird das We-
sentliche der jeweiligen Technik erklärt, Checklisten und Handlungsanweisungen ergänzen
die Kapitel. 

Peter Pagé/Thomas Ehring
Electronic Business und New Economy

Belen Mercedes Mündemann
Zielsicher und schnell lesen



Thomas Oppermann (Hsrg.)
Vom Staatsbetrieb zur Stiftung
Moderne Hochschulen für Deutschland
2002, 146 Seiten, broschiert, 12,00 Euro,Wallstein Verlag, ISBN 3-89244-656-3

Die Rezepte der siebziger Jahre sind nicht geeignet, die Hochschulen in Deutschland für
den Wettbewerb in der globalisierten Welt fit zu machen. Machtverzicht des Staates, De-
zentralisierung, Eigenverantwortung und Autonomie sind die Stichworte für einen Paradig-
menwechsel. Die Universitäten in Niedersachsen gelten als Vorreiter einer neuen Hoch-
schulpolitik und werden daher besonders intensiv beleuchtet. 

Kubicek/Klumpp/Büllesbach/Fuchs/Roßnagel (Hrsg.)
Innovation@Infrastruktur
Jahrbuch Telekommunikation und Gesellschaft 2002
2002, 515 Seiten, kartoniert, 62 Euro, Hüthig Verlag, ISBN 3-7785-3953-1

Nach und nach hat die moderne Kommunikationstechnik das gesellschaftliche Leben ver-
ändert. Seit den neunziger Jahren gibt die Forschungsgruppe Telekommunikation der Uni-
versität Bremen ein Jahrbuch heraus, das diesem Aspekt Rechnung trägt. Die Frage nach
einer zeitgemäßen Infrastruktur für die moderne Telekommunikation ist Thema des aktuel-
len Bandes. Dazu gehören nicht nur die technischen Voraussetzungen in der Form leis-
tungsfähiger Netze sondern auch die organisatorische und rechtliche Einbettung und die
Kompetenz der Nutzung. Die Beiträge namhafter Autoren befassen sich beispielsweise mit
Datenschutz, Sozialverträglichkeit, Wettbewerbsfragen, Technikfolgen-Abschätzung, Ver-
fassungsverträglichkeit und mit der Bildungsproblematik. Auf diese Weise entsteht ein in-
terdisziplinäres Forum, dass eine kritische Folgenabschätzung und die bedarfs- und sozial-
gerechte Gestaltung dieses Wirtschaftszweigs fördern. 

Herbert J. Joka (Hrsg.)
Führungskräfte – Handbuch
Persönlichkeit, Karriere, Management, Recht
2002, 706 Seiten, Hardcover, 69,95 Euro
Springer Verlag, ISBN 3-540-67337-7

Führungskräfte stehen durch die Leistungsdichte ihres Einsatzes einem Informationsfluss
gegenüber, der sie überwältigt. Auf der anderen Seite leiden sie bei vielen Themen unter
einem wahrnehmbaren Informationsdefizit. Aus Zeitmangel finden sie häufig nicht den Zu-
gang zu Themen, die sowohl persönlich als auch beruflich wichtig sind. Das Führungskräfte-
Handbuch schafft Abhilfe. Die veröffentlichten Themen geben jedem, der sich mit Führung
befasst eine Vielzahl nutzbringender Informationen und Anregungen. 

Die gut lesbaren Beiträge von ausgewiesen Fachleuten der Praxis geben thematische An-
stöße und aktuelle Antworten auf Fragen zu Berufs- und Persönlichkeitsentwicklung, Kar-
riere, Management, Gesundheit, zu rechtlichen Fragen, aber auch zur individuellen Interes-
senvertretung. Ein umfangreicher Serviceteil eröffnet weitere Informationsquellen.
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Thomas Oppermann (Hsrg.)
Vom Staatsbetrieb zur Stiftung

Herbert J. Joka (Hrsg.)
Führungskräfte – Handbuch
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Ulrich Kievernagel (Hrsg.)
Die neue Förderfibel Energie
Erneuerbare Energien und Energieeinsparung
2001, 176 Seiten, inkl. CD-ROM mit den wichtigsten Energie- 
und Umwelt-Förderprogrammen im Volltext, kartoniert, 23 Euro
Fachverlag Deutscher Wirtschaftsdienst, ISBN 3-87156-376-5

Bund, Länder und die Europäische Union stellen in zahlreichen Förderprogrammen mehre-
re Milliarden Euro zur Unterstützung der zukunftsfähigen Energieversorgung und der ratio-
nellen Energieverwendung zur Verfügung. Die neue „Förderfibel Energie“ bietet einen aktu-
ellen und vollständigen Überblick über die einzelnen Förderprogramme. So kann jedes Un-
ternehmen auf einen Blick feststellen, ob das entsprechende Programm für sie in Frage
kommt. Hilfreiche Tipps und Handlungsempfehlungen zur Antragsstellung sowie ein um-
fassender Adressteil mit allen relevanten Ansprechpartnern lassen das Werk zu einem
wichtigen Leitfaden für eine erfolgreiche Antragsstellung werden. Zusätzlich befindet sich
auf der beiliegenden CD-ROM die „Förderdatenbank Umwelt und Energie“ für umfassende
und zielgenaue Recherche. 

Marian Beise
Lead Markets 
Country-Specific Success Factors of the Global Diffusion of Innovations
2001, 306 Seiten, broschiert, ZEW Economic Studies 14, 55,59 Euro
Physica-Verlag, ISBN 3-79081430-X

Das Buch beantwortet im Wesentlichen drei Fragen: Was ist ein „lead market? Welches
sind seine Charakteristika? Wie können Unternehmen „lead markets“ identifizieren und In-
novationen in sie hinein entwickeln? Eine Analyse globaler Innovationsprozesse der jünge-
ren Vergangenheit zeigt, dass bestimmte Neuenwicklungen – prominentes Beispiel ist das
Mobiltelefon – in bestimmten Ländern oder Regionen sehr viel schneller als anderswo an-
genommen und in eine breite Nutzung überführt werden. Die Studie aus dem Zentrum für
Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) in Mannheim legt eine theoretische Erklärung
des Phänomens „lead market“ vor und untermauert diese durch empirische Untersuchun-
gen am Beispiel der Einführung und Verbreitung von Mobiltelefonen. Daraus abgeleitet
werden neuartige Konzepte für die Produktentwicklung und den Markteintritt.

Die „ZEW Economic Studies“ befassen sich mit aktuellen wirtschaftswissenschaftlichen
Themen und sprechen Unternehmen, Wissenschaft und Politik auf Ebene der Entschei-
dungsträger und Innovationstreiber gleichermaßen an. 

Klaudia Gerhardt und Anna Wächter
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